
Für viele Aschersleberinnen und Aschersle-
ber gehört zum Start ins neue Jahr der Tag 
der offenen Tür, den die Stadt Aschersleben 
traditionell organisiert, mit dazu. Auf Bustou-
ren informieren MitarbeiterInnen der Stadt-
verwaltung über abgeschlossene Bauvorha-
ben, Investitionen und neue Projekte. Wenn 
möglich, werden Neubauten besichtigt und 
in der dazugehörigen Broschüre umfassend 
vorgestellt. Anschließend lädt Oberbürger-
meister Andreas Michelmann ins Bestehorn-
haus zum Rück- und Ausblick ein – bei Blas-
musik, Kaffee und Kuchen.

Im kommenden Jahr wird der für den 10. 
Januar 2021 geplante Tag der offenen Tür 
ausfallen. „Wir haben verschiedene Kon-
zepte erarbeitet, andere Veranstaltungsorte 
ins Auge gefasst, den Wegfall der Bustouren 
erwogen. Die aktuellen Verordnungen und 
Zahlen im Zuge der Corona-Pandemie spre-
chen jedoch dagegen, eine solche Veran-
staltung in diesen Zeiten durchzuführen. Es 
wäre unverantwortlich. Mir tut die Absage 
sehr leid. Doch die Gesundheit geht vor und 
wir wollen unseren Teil dazu beitragen, das 
Risiko möglichst gering zu halten, dass es zu 
keinen weiteren Infektionen kommt“, teilt 
Oberbürgermeister Andreas Michelmann 
mit. 

Die Broschüre zum Tag der offenen Tür 
2021 wird trotz dessen publiziert. Wer Inte-
resse hat, erhält ein kostenfreies Exemplar 
ab Montag, 11. Januar 2021, im Bürgerbüro 
des Rathauses, Markt 1. Die Auflage ist limi-

tiert. Zudem kann die Broschüre als PDF-Da-
tei auf der Startseite der Stadt Aschersleben 
unter www.aschersleben.de bei den News 
heruntergeladen werden.
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AMTSBLATT
Tag der offenen Tür 2021 fällt aus

Trotz Ausfall wird die Broschüre zum Tag der offenen Tür 2021 veröffentlicht und liegt ab dem 11. Janu-
ar im Bürgerbüro zur Mitnahme bereit. � Foto: Stadt Aschersleben
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…MIT UNS IN DIE ZUKUNFT FAHREN !

Frohe Weihnachten und alles Gute  
zum neuen Jahr wünschen wir unseren  

Kunden und Geschäftspartnern.



3

Bekanntmachungen der Stadt Aschersleben
Inhaltsverzeichnis

■	� Jahresabschluss zum 31.12.2019 der 
Stadtwerke Aschersleben GmbH

■	� Jahresabschluss zum 31.12.2019 der 
VWG Wohnungsgesellschaft mbH 
Vorharzer Heimstätte

■	� Jahresabschluss zum 31.12.2019 der 
Ökologischen Sanierungs- und Ent-
wicklungsgesellschaft mbH Aschers-
leben

■	� Jahresabschluss zum 31.12.2019 der 
Aschersleber Kulturanstalt (AöR)

■	� Ernennung stellvertretender Orts-
wehrleiter der Ortsfeuerwehr  
Schackstedt

■	� Ernennung Ortswehrleiter und stell-
vertretender Ortswehrleiter der Orts-
feuerwehr Freckleben

■	� Ernennung Ortswehrleiter der Orts-
feuerwehr Neu Königsaue

■	� Verwendung der Gewerbesteueraus-
gleichszuweisungen für das Jahr 
2020

■	� Satzung zur 4. Änderung der Satzung 
der Stadt Aschersleben über die Erhe-
bung von Abgaben  für die zentrale 
Abwasserbeseitigung  (Abwasserbei-
trags- und Gebührensatzung)

■	� Satzung zur 4. Änderung der Satzung 
der Stadt Aschersleben über die Erhe-
bung von Gebühren für die dezentra-
le Abwasserentsorgung (Gebühren-
satzung für die dezentrale Abwasser-
anlage)

■	� Satzung zur 6. Änderung der Satzung 
über die Erhebung von Straßenreini-
gungsgebühren in der Stadt Aschers-
leben (Straßenreinigungsgebühren-
satzung)

■	� Neufassung der Friedhofssatzung 
der Stadt Aschersleben

■	� Satzung über die Erhebung von Ge-
bühren für die Benutzung des Fried-
hofs Schmidtmannstraße der Stadt 
Aschersleben (Friedhofsgebührensat-
zung)

■	� Satzung über die Erhebung von Ge-
bühren für die Benutzung der Fried-
höfe in den Ortsteilen der Stadt 
Aschersleben (Friedhofsgebührensat-
zung - Ortsteile)

■	� Ergänzungssatzung zur Festlegung 
des Beitragssatzes für den Abrech-
nungszeitraum 2020 der Satzung der 
Stadt Aschersleben über die Erhe-
bung wiederkehrender Beiträge für 
den Ausbau öffentlicher Verkehrsan-
lagen für die Ortschaft Mehringen

■	� 1.Änderung der Ergänzungssatzung 
zur Festlegung des Beitragssatzes für 
den Abrechnungszeitraum 2019 der 
Satzung der Stadt Aschersleben über 
die Erhebung wiederkehrender Bei-

träge für den Ausbau öffentlicher 
Verkehrsanlagen in der Ortschaft 
Mehringen

■	� Aufwandsentschädigungssatzung für 
die Freiwillige Feuerwehr der Stadt 
Aschersleben

■	� Beschlüsse über die Gesamtkosten- 
und Finanzierungsübersicht für das 
Förderprogramm „Wachstum und 
nachhaltige Erneuerung“ im neuen 
Stadtumbaugebiet „BG VIII Nord 3 – 
Kosmonautenviertel“, die derzeiti-
gen Stadtumbaugebiete „BG VII 
Nord 2 – Johannisvorstadt“, „BG VI 
Nord 1 – Königsauer Viertel“ und 
„Sanierungsgebiet-Innenstadtring“

■	� Beschluss über die Aufstellung des Be-
bauungsplanes Nr. 42 Teil A „Sonder-
gebiet – Dr.-Wilhelm-Feit-Straße 
Nord“  in Aschersleben

■	� Erleichterungen zur Beschleunigung 
der Aufstellung und Prüfung der Jah-
resabschlüsse 2013 - 2020 der Stadt 
Aschersleben

■	� Wahl eines zweiten Vertreters des 
Oberbürgermeisters für den Verhin-
derungsfall

■	� Sprechzeiten der Schiedsstelle 2021

■	� Zuständigkeiten der Schiedsstelle 
2021

■	� Aufforderung zur Anmeldung der im 
Schuljahr 2022/2023 erstmals schul-
pflichtig werdenden Kinder

■	� Öffentliche Bekanntmachung des 
kommunalen Zweckverbandes „Re-
gionale Planungsgemeinschaft Mag-
deburg“

■	� Bekanntmachung über die Offenle-
gung der Schätzungsergebnisse (§ 13 
BodSchätzG) 

Jahresabschluss 2019

Stadtwerke Aschersleben GmbH
Magdeburger Str. 26
06449 Aschersleben

Gesellschafterbeschluss vom 9. und 13. 
Oktober 2020 (Beschluss Nr. II/2020)

1)	� Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2019 
wird mit einer Bilanzsumme von 
38.709.165,30 EUR und einem Jahresüber-
schuss von 2.663.810,25 EUR festgestellt.

2)	� Vom Jahresüberschuss werden 2.536.689,00 
EUR an die Gesellschafter entsprechend der 
Geschäftsanteile ausgeschüttet und 
127.121,25 EUR werden den Gewinnrückla-
gen zugeführt. Der Ausschüttungstermin ist 
der 12. November 2020.

3)	� Dem Aufsichtsrat wird für das Geschäftsjahr 
2019 Entlastung erteilt.

4)	� Der Geschäftsführer, Herr Peter Heister, wird 
für das Geschäftsjahr 2019 entlastet.

5)	� Die Geschäftsführung der Stadtwerke 
Aschersleben GmbH ist gemäß § 7 Abs. 2 g 
des 	 Gesellschaftsvertrages der Stadtwerke 
Aschersleben GmbH ermächtigt, nachfolgen-
den 	 Gesellschafterbeschlüssen der ASCA-
NETZ GmbH und der Photovoltaikgesellschaft 
Aschersleben mbH zuzustimmen:

	 ASCANETZ GmbH
	 a)	� Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 

2019 der ASCANETZ GmbH wird mit 
einer Bilanzsumme von 4.412.279,41 
EUR und einem Jahresüberschuss von 
0,00 EUR festgestellt.

	 b)	� Der Jahresüberschuss in Höhe von 0,00 
EUR enthält den aufgrund des bestehen-
den Ergebnisabführungsvertrages vom 
19. Januar 2007 an die Stadtwerke 
Aschersleben GmbH abzuführenden Ge-
winn in Höhe von 1.436.864,67 EUR.

	 c)	� Dem Geschäftsführer, Herrn Hjalmar Lind-
ner, wird für das Geschäftsjahr 2019 Ent-
lastung erteilt.

	 Photovoltaikgesellschaft Aschersleben mbH
	 a)	� Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 

2019 der Photovoltaikgesellschaft 
Aschersleben mbH wird mit einer Bilanz-
summe von 618.808,50 EUR und einem 
Jahresüberschuss von 14.242,20 EUR 
festgestellt. 

	 b)	� Der Jahresüberschuss in Höhe von 
14.242,20 EUR wird den Gewinnrückla-
gen zugeführt.

	 c)	� Den Geschäftsführern, Herrn Peter Heis-
ter und Herrn Mike Eley, wird für das Ge-
schäftsjahr 2019 Entlastung erteilt.

„Bestätigungsvermerk des unabhängi-
gen Abschlussprüfers:

An die Stadtwerke Aschersleben GmbH, Aschers-
leben 

VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES 
JAHRESABSCHLUSSES UND DES 
LAGEBERICHTS

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Stadtwerke 
Aschersleben GmbH; Aschersleben, – bestehend 
aus der Bilanz zum 31. Dezember 2019 und der 
Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäfts-
jahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2019 
sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung 
der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – 
geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebe-
richt der Stadtwerke Aschersleben. GmbH für das 
Geschäftsjahr vom1. Januar bis zum 31. Dezem-
ber 2019 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse
•	� entspricht der beigefügte Jahresabschluss in 

allen wesentlichen Belangen den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens- und Finanzlage der Gesell-
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schaft zum 31. Dezember 2019 sowie ihrer 
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Ja-
nuar bis zum 31. Dezember 2019 und

•	� vermittelt der beigefügte Lagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen 
steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, entspricht den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften und stellt die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-
treffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, 
dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen ge-
gen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts in Übereinstimmung mit 
§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen 
Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 
„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-
fung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ 
unseres Bestätigungsvermerks weitergehend be-
schrieben. Wir sind von dem Unternehmen unab-
hängig in Übereinstimmung mit den deutschen 
handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vor-
schriften und haben unsere sonstigen deutschen 
Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen 
Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, 
dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise 
ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage 
für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung des gesetzlichen Vertre-
ters und des Aufsichtsrat für den Jahres-
abschluss und den Lagebericht

Der gesetzliche Vertreter ist verantwortlich für die 
Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deut-
schen handelsrechtlichen Vorschriften in-allen we-
sentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass 
der Jahresabschluss unter Beachtung der deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der Gesellschaft vermittelt. Ferner ist der gesetzli-
che Vertreter verantwortlich für die internen Kont-
rollen, die eine Übereinstimmung mit den deut-
schen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung als notwendig bestimmt hat, um die Aufstel-
lung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der 
frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbe-
absichtigten – falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die 
gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die 
Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Un-
ternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren 
haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zu-
sammenhang mit der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. 
Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf 
der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsat-
zes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 
bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder 
rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verant-

wortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünfti-
gen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind 
die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 
Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie 
als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung 
eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den 
anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vor-
schriften zu ermöglichen, und um ausreichende 
geeignete Nachweise für die Aussagen im Lage-
bericht erbringen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwa-
chung des Rechnungslegungsprozesses der Ge-
sellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschussprüfers für 
die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit 
darüber: zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist, 
und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt 
sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht 
und die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestäti-
gungsvermerk: zu erteilen, der unsere Prüfungsur-
teile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht 
beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Si-
cherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 
Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung 
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine 
wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. 
Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder 
Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesent-
lich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet 
werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt 
die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses 
und Lageberichtes getroffenen wirtschaftlichen 
Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes 
Ermessen. aus und bewahren eine kritische Grund-
haltung. Darüber hinaus.
•	� identifizieren und beurteilen wir die Risiken 

wesentlicher – beabsichtigter oder unbeab-
sichtigter – falscher Darstellungen im Jahres-
abschluss und im Lagebericht, planen und 
führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf 
diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungs-
nachweise, die ausreichend und geeignet 
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsur-
teile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche 
falsche Darstellungen nicht aufgedeckt wer-
den, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtig-
keiten, da Verstöße betrügerisches Zusam-
menwirken, Fälschungen, beabsichtigte Un-
vollständigkeiten, irreführende Darstellungen 
bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen 
beinhalten können.

•	� gewinnen wir ein Verständnis von dem für die 
Prüfung des Jahresabschlusses relevanten in-
ternen Kontrollsystem und den für die Prüfung 
des Lageberichts relevanten Vorkehrungen 
und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu 
planen, die unter den gegebenen Umständen 
angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, 
ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Sys-
teme der Gesellschaft abzugeben.

•	� beurteilen wir die Angemessenheit des von 
dem gesetzlichen Vertreter angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver-
tretbarkeit der von dem gesetzlichen Vertreter 
dargestellten geschätzten Werte und damit 
zusammenhängenden Angaben.

•	� ziehen wir Schlussfolgerungen über die Ange-
messenheit des von dem gesetzlichen Vertre-
ter angewandten Rechnungslegungsgrund-
satzes der Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit sowie, auf der Grundlage der erlang-
ten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche 
Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignis-
sen oder Gegebenheiten besteht, die bedeut-
same Zweifel an der Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmenstätig-
keit aufwerfen können. Falls wir zu dem 
Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsi-
cherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Be-
stätigungsvermerk auf die dazugehörigen 
Angaben im Jahresabschluss und im Lagebe-
richt aufmerksam zu machen oder, falls diese 
Angaben unangemessen sind, unser jeweili-
ges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen 
unsere Schlussfolgerungen auf der Grundla-
ge der bis zum Datum unseres Bestätigungs-
vermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zu-
künftige Ereignisse oder Gegebenheiten kön-
nen jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft 
ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortfüh-
ren kann.

•	� beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den 
Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jah-
resabschluss die zugrunde liegenden: Ge-
schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis-
sen. entsprechendes Bild der Vermögens-;  Fi-
nanz: und Ertragslage der Gesellschaft ver-
mittelt.

•	� beurteilen wir den Einklang des Lageberichts 
mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesent-
sprechung und das von ihm vermittelte Bild 
von der Lage der Gesellschaft.

•	� führen wir Prüfungshandlungen zu den von 
dem gesetzlichen Vertreter dargestellten zu-
kunftsorientierten Angaben im Lagebericht 
durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei ins-
besondere die den zukunftsorientierten Anga-
ben von dem gesetzlichen Vertreter zugrunde 
gelegten bedeutsamen Annahmen nach und 
beurteilen die sachgerechte Ableitung der 
zukunftsorientierten Angaben aus diesen An-
nahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu 
den zukunftsorientierten Angaben sowie zu 
den zugrundeliegenden Annahmen geben 
wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unver-
meidbares Risiko, dass künftige Ereignisse 
wesentlich von den zukunftsorientierten Anga-
ben abweichen.
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Wir erörtern mit den für die Überwachung Verant-
wortlichen unter anderem den geplanten Umfang 
und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsa-
me Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger 
Mängel im internen Kontrollsystem, die wir wäh-
rend unserer Prüfung feststellen.

SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE 
RECHTLICHE ANFORDERUNGEN

Vermerk über die Prüfung der Einhaltung 
der Rechnungslegungspflichten nach 
§ 6b Abs. 3 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 
MsbG

Prüfungsurteile

Wir haben geprüft, ob die Gesellschaft ihre Pflich-
ten nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG und § 
3 Abs. 4 Satz 2 MsbG zur Führung getrennter 
Konten für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 2019 eingehalten hat. Darü-
ber hinaus haben wir die Tätigkeitsabschlüsse für 
die Tätigkeiten „Elektrizitätsverteilung“ und „Gas-
verteilung“ nach § 6b Abs. 3 Satz 1 EnWG – be-
stehend jeweils aus der Bilanz zum 31. Dezember 
2019 und der Gewinn- und Verlustrechnung für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. De-
zember 2019 sowie die als Anlage beigefügten 
Angaben zu den Rechnungslegungsmethoden für 
die Aufstellung der Tätigkeitsabschlüsse – geprüft. 
•	� Nach unserer Beurteilung wurden die Pflich-

ten nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG 
und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG zur Führung 
getrennter Konten in allen westentlichen Be-
langen eingehalten.

•	� Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei 
der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse ent-
sprechen die beigefügten Tätigkeitsabschlüs-
se in allen wesentlichen Belangen den deut-
schen Vorschriften des § 6b Abs. 3 Sätze 5 
bis 7 EnWG. 

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung der Einhaltung der 
Pflichten zur Führung getrennter Konten und der 
Tätigkeitsabschlüsse in Übereinstimmung mit § 6b 
Abs. 5 EnWG unter Beachtung des Entwurfs einer 
Neufassung des IDW Prüfungsstandards; Prüfung 
nach § 6b Abs. 5 Energiewirtschaftsgesetz (IDW 
EPS 610 n.F.) durchgeführt. Unsere Verantwortung 
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im 
Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers 
für die Prüfung der Einhaltung der Rechnungsle-
gungspflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG und § 3 
Abs. 4 Satz 2 MsbG“ weitergehend beschrieben. 
Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in 
Übereinstimmung mit den deutschen handelsrecht-
lichen und berufsrechtlichen Vorschriften und ha-
ben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen er-
füllt. Wir wenden als Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft die Anforderungen des IDW Qualitätssi-
cherungsstandards: Anforderungen an die Quali-
tätssicherung in der Wirtschaftsprüferpraxis (IDW 
QS 1) an. Wir sind der Auffassung, dass die von 
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zur Einhaltung der Rechnungsle-
gungspflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG und § 3 
Abs. 4 Satz 2 MsbG zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertre-
ter und des Aufsichtsrats für die Einhal-
tung der Rechnungslegungspflichten 
nach § 6b Abs. 3 EnWG und § 3 Abs. 4 
Satz 2 MsbG

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für 
die Einhaltung der Pflichten nach § 6b Abs. 3 
Sätze 1 bis 5 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG 
zur Führung getrennter Konten. Die gesetzlichen

Vertreter sind auch verantwortlich für die Aufstel-
lung der Tätigkeitsabschlüsse nach den deutschen 
Vorschriften des § 6b Abs. 3 Sätze 5 bis 7 EnWG.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die internen Kontrollen, die sie als 
notwendig erachtet haben, um die Pflichten zur 
Führung getrennter Konten einzuhalten.

Die Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für 
die Tätigkeitsabschlüsse entspricht der im Ab-
schnitt „Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 
und des Aufsichtsrats für den Jahresabschluss und 
den Lagebericht“ hinsichtlich des Jahresabschlus-
ses beschriebenen Verantwortung mit der Ausnah-
me, dass der jeweilige Tätigkeitsabschluss kein 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage der Tätigkeit zu 
vermitteln braucht.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwa-
chung der Einhaltung der Rechnungslegungs-
pflichten der Gesellschaft nach § 6b Abs. 3 En-
WG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG.

Verantwortung des Abschlussprüfers für 
die Prüfung der Einhaltung der Rech-
nungslegungspflichten nach § 6b Abs. 3 
EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit 
darüber zu erlangen, 
•	� ob die gesetzlichen Vertreter ihre Pflichten 

nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG und  
§ 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG zur Führung getrenn-
ter Konten in allen wesentlichen Belangen 
eingehalten haben und

•	� ob die Tätigkeitsabschlüsse in allen wesentli-
chen Belangen den deutschen Vorschriften 
des § 6b Abs. 3 Sätze 5 bis 7 EnWG entspre-
chen.

Ferner umfasst unsere Zielsetzung, einen Vermerk 
in den Bestätigungsvermerk aufzunehmen, der 
unsere Prüfungsurteile zur Einhaltung der Rech-
nungslegungspflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG 
und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG beinhaltet.

Die Prüfung der Einhaltung der Pflichten nach § 
6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG und § 3 Abs. 4 
Satz 2 MsbG zur Führung getrennter Konten um-
fasst die Beurteilung, ob die Zuordnung der Kon-
ten zu den Tätigkeiten nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 
bis 4 EnWG sowie nach § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG 
sachgerecht und nachvollziehbar erfolgt ist und 
der Grundsatz der Stetigkeit beachtet wurde.

Unsere Verantwortung für die Prüfung der Tätig-
keitsabschlüsse entspricht der im Abschnitt „Ver-
antwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ hin-
sichtlich des Jahresabschlusses beschriebenen 
Verantwortung mit der Ausnahme, dass wir für den 
jeweiligen Tätigkeitsabschluss keine Beurteilung 

der sachgerechten Gesamtdarstellung vorneh-
men können.“

Den vorstehenden Bericht über die Prüfung des 
Jahresabschlusses der Stadtwerke Aschersleben 
GmbH, Aschersleben, für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar bis 31. Dezember 2019 und des Lage-
berichtes für dieses Geschäftsjahr erstatten wir in 
Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschrif-
ten und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Be-
richterstattung bei Abschlussprüfungen (IDW PS 
450 n.F.).

Leipzig, den 15. Juni 2020

WIBERA Wirtschaftsberatung 
Aktiengesellschaft
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

gez. Carl Erik Daum	 gez. Rene Strobach
Wirtschaftsprüfer	 Wirtschaftsprüfer

Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Er-
folgsübersicht liegen vom 14. Dezember 2020 bis 
einschließlich 22. Dezember 2020 zur Einsicht-
nahme im Sekretariat der Geschäftsführung, Zim-
mer 203, der Stadtwerke Aschersleben GmbH, 
06449 Aschersleben, Magdeburger Str. 26, zu 
folgenden Zeiten:

Montag, Mittwoch� 09.00 – 12.00 Uhr
Dienstag	�  09.00 – 12.00 Uhr 
� und 13.00 – 16.00 Uhr
Donnerstag� 09.00 – 12.00 Uhr
� und 13.00 – 18.00 Uhr
Freitag� 09.00 – 11.00 Uhr

öffentlich aus.

gez. Brigitte Klopstein
Geschäftsführerin

Jahresabschluss 2019

VWG Wohnungsgesellschaft mbH  
Vorharzer Heimstätte
OT Nachterstedt
Fr.-Fleischhauer-Str. 34
06469 Seeland

Beschlüsse der Gesellschafterversamm-
lung vom 9. Oktober 2020 

1.	� Der Jahresabschluss zum 31.12.2019 wird 
festgestellt.

2.	� Der Aufsichtsrat wird für das Geschäftsjahr 
2019 entlastet. 

3.	� Der Geschäftsführer Herr Reiner Olbrich wird 
für das Geschäftsjahr 2019 entlastet. 

4.	� Der Jahresüberschuss in Höhe von 
212.498,31 EUR wird auf neue Rechnung 
vorgetragen.

„Bestätigungsvermerk des Abschluss-
prüfers

An die VWG Wohnungsgesellschaft mbH Vorhar-
zer Heimstätte, Stadt Seeland, OT Nachterstedt
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Vermerk über die Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der VWG Woh-
nungsgesellschaft mbH Vorharzer Heimstätte, 
Stadt Seeland, OT Nachterstedt, – bestehend aus 
der Bilanz zum 31. Dezember 2019 und der Ge-
winn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr 
vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2019 sowie 
dem Anhang, einschließlich der Darstellung der 
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – ge-
prüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht 
der VWG Wohnungsgesellschaft mbH Vorharzer 
Heimstätte, Stadt Seeland, OT Nachterstedt, für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. De-
zember 2019 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
–	� entspricht der beigefügte Jahresabschluss in 

allen wesentlichen Belangen den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften geltenden handels-
rechtlichen Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft 
zum 31. Dezember 2019 sowie ihrer Ertrags-
lage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 2019 und 

–	� vermittelt der beigefügte Lagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen 
steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, entspricht den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften und stellt die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-
treffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, 
dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen ge-
gen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 
317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen 
Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 
„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-
fung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ 
unseres Bestätigungsvermerks weitergehend be-
schrieben. Wir sind von dem Unternehmen unab-
hängig in Übereinstimmung mit den deutschen 
handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vor-
schriften und haben unsere sonstigen deutschen 
Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen 
Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, 
dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise 
ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage 
für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht zu dienen.

Wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit

Wir verweisen auf die Angaben in Abschnitt „3. 
Risiko- und Chancenbericht“ des Lageberichts, in 
denen der gesetzliche Vertreter darlegt, dass die 

Gesellschaft aufgrund der schwachen Innenfinan-
zierungskraft und der Tatsache, dass eine noch-
malige Kreditaufnahme, sowie eine signifikante 
finanzielle Unterstützung durch die beiden Gesell-
schafter nicht möglich ist, auf Dauer nicht in der 
Lage ist, den Immobilienbestand langfristig zu sa-
nieren. Auf den nicht durch Eigenkapital gedeck-
ten Fehlbetrag wird hingewiesen. Die Unterneh-
mensfortführung der Gesellschaft wird wesentlich 
davon abhängen, zu welchen Ergebnissen die 
verfolgten Lösungsvorschläge (Gesamtverkauf 
der Immobilien oder alternativ: Realisierung eines 
Kernbestandes auf eine tragbare und benötigte 
Anzahl von Wohnungen, flankiert mit einer umfas-
senden Neufinanzierung, verbunden mit einem 
unerlässlichen Teilschuldenerlass, und Änderung 
der Verwaltungsstruktur der Gesellschaft) führen 
werden. Wie in Abschnitt „3. Risiko- und Chancen-
bericht“ des Lageberichts dargelegt, weist dies 
auf das Bestehen einer wesentlichen Unsicherheit 
hin, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der 
Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit aufwerfen kann und ein bestandsgefähr-
dendes Risiko im Sinne des § 322 Abs.2 Satz3 
HGB darstellt. Unsere Prüfungsurteile zum Jahres-
abschluss und Lagebericht sind bezüglich dieses 
Sachverhalts nicht modifiziert.

Verantwortung des gesetzlichen Vertreters und 
des Aufsichtsrats für den Jahresabschluss und den 
Lagebericht

Der gesetzliche Vertreter ist verantwortlich für die 
Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deut-
schen, für Kapitalgesellschaften geltenden han-
delsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen 
Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahres-
abschluss unter Beachtung der deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesell-
schaft vermittelt. Ferner ist der gesetzliche Vertre-
ter verantwortlich für die internen Kontrollen, die 
er in Übereinstimmung mit den deutschen Grund-
sätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwen-
dig bestimmt hat, um die Aufstellung eines Jahres-
abschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentli-
chen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – 
falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist der 
gesetzliche Vertreter dafür verantwortlich, die Fä-
higkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren hat 
er die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammen-
hang mit der Fortführung der Unternehmenstätig-
keit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hin-
aus ist er dafür verantwortlich, auf der Grundlage 
des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, 
sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Ge-
gebenheiten entgegenstehen.

Außerdem ist der gesetzliche Vertreter verantwort-
lich für die Aufstellung des Lageberichts, der ins-
gesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünfti-
gen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner ist der 
gesetzliche Vertreter verantwortlich für die Vorkeh-
rungen und Maßnahmen (Systeme), die er als 
notwendig erachtet hat, um die Aufstellung eines 
Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzu-

wendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften 
zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht er-
bringen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwa-
chung des Rechnungslegungsprozesses der Ge-
sellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-
fung des Jahresabschlusses und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit 
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist, 
und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt 
sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht 
und die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestäti-
gungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsur-
teile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht 
beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Si-
cherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 
Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung 
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine 
wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. 
Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder 
Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesent-
lich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet 
werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt 
die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses 
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Ent-
scheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes 
Ermessen aus und bewahren eine kritische Grund-
haltung. Darüber hinaus

–	� identifizieren und beurteilen wir die Risiken 
wesentlicher – beabsichtigter oder unbeab-
sichtigter – falscher Darstellungen im Jahres-
abschluss und im Lagebericht, planen und 
führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf 
diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungs-
nachweise, die ausreichend und geeignet 
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsur-
teile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche 
falsche Darstellungen nicht aufgedeckt wer-
den, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtig-
keiten, da Verstöße betrügerisches Zusam-
menwirken, Fälschungen, beabsichtigte Un-
vollständigkeiten, irreführende Darstellungen 
bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen 
beinhalten können. 

–	� gewinnen wir ein Verständnis von dem für die 
Prüfung des Jahresabschlusses relevanten in-
ternen Kontrollsystem und den für die Prüfung 
des Lageberichts relevanten Vorkehrungen 
und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu 
planen, die unter den gegebenen Umständen 
angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, 
ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Sys-
teme der Gesellschaft abzugeben. 

–	� beurteilen wir die Angemessenheit der von 
dem gesetzlichen Vertreter angewandten 
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Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver-
tretbarkeit der von dem gesetzlichen Vertreter 
dargestellten geschätzten Werte und damit 
zusammenhängenden Angaben.

–	� ziehen wir Schlussfolgerungen über die Ange-
messenheit des von dem gesetzlichen Vertre-
ter angewandten Rechnungslegungsgrund-
satzes der Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit sowie, auf der Grundlage der erlang-
ten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche 
Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignis-
sen oder Gegebenheiten besteht, die bedeut-
same Zweifel an der Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmenstätig-
keit aufwerfen können. Falls wir zu dem 
Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsi-
cherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Be-
stätigungsvermerk auf die dazugehörigen 
Angaben im Jahresabschluss und im Lagebe-
richt aufmerksam zu machen oder, falls diese 
Angaben unangemessen sind, unser jeweili-
ges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen 
unsere Schlussfolgerungen auf der Grundla-
ge der bis zum Datum unseres Bestätigungs-
vermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zu-
künftige Ereignisse oder Gegebenheiten kön-
nen jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft 
ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortfüh-
ren kann.

–	� beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den 
Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jah-
resabschluss die zugrunde liegenden Ge-
schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis-
sen entsprechendes Bild der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermit-
telt.

–	� beurteilen wir den Einklang des Lageberichts 
mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesent-
sprechung und das von ihm vermittelte Bild 
von der Lage des Unternehmens.

–	� führen wir Prüfungshandlungen zu den von 
dem gesetzlichen Vertreter dargestellten zu-
kunftsorientierten Angaben im Lagebericht 
durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei ins-
besondere die den zukunftsorientierten Anga-
ben von dem gesetzlichen Vertreter zugrunde 
gelegten bedeutsamen Annahmen nach und 
beurteilen die sachgerechte Ableitung der 
zukunftsorientierten Angaben aus diesen An-
nahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu 
den zukunftsorientierten Angaben sowie zu 
den zugrunde liegenden Annahmen geben 
wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unver-
meidbares Risiko, dass künftige Ereignisse 
wesentlich von den zukunftsorientierten Anga-
ben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verant-
wortlichen unter anderem den geplanten Umfang 
und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsa-
me Prüfungsfeststellungen einschließlich etwaiger 
Mängel im internen Kontrollsystem, die wir wäh-
rend unserer Prüfung feststellen.“

Den vorstehenden Bericht erstatten wir in Überein-
stimmung mit den gesetzlichen Vorschriften und 
den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstat-
tung bei Abschlussprüfungen.

Hannover, den 13. Februar 2020

DOMUS AG
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft
Zweigniederlassung Hannover

gez. Brandt	 gez. Kalbow
Wirtschaftsprüfer	 Wirtschaftsprüferin

Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Er-
folgsübersicht liegen vom 14. Dezember 2020 bis 
einschließlich 22. Dezember 2020 zur Einsicht-
nahme in den Geschäftsräumen der Gesellschaft 
im Ortsteil Nachterstedt, Fr.-Fleischhauer-Str. 34, 
06469 Seeland zu folgenden Zeiten:

Montag, Mittwoch, 
Donnerstag � 07.00 – 15.00 Uhr
Dienstag � 07.00 – 18.00 Uhr
Freitag � 07.00 – 12.30 Uhr

öffentlich aus.

gez. Reiner Olbrich
Geschäftsführer

Jahresabschluss 2019

Ökologische Sanierungs- und Entwicklungs- 
gesellschaft mbH Aschersleben
OT Wilsleben
Seelandstraße 16
06449 Aschersleben

Beschlüsse der Gesellschafterversamm-
lung vom 22. September 2020

Der geprüfte Jahresabschluss der ÖSEG mbH 
zum 31.12.2019 mit einer Bilanzsumme von 
603.380,32 EURO und einem Jahresfehlbetrag 
von 23.909,13 EURO wird festgestellt.
Der Jahresfehlbetrag wird mit dem Gewinnvortrag 
des Vorjahres verrechnet.
Der Geschäftsführer der ÖSEG mbH, Herr Man-
fred Schön, wird für das Geschäftsjahr 2019 ent-
lastet.
Außerdem wurde per Umlaufbeschluss der Auf-
sichtsrat der Ökologischen Sanierungs- und Ent-
wicklungsgesellschaft mbH Aschersleben für das 
Geschäftsjahr 2019 entlastet.

Bestätigungsvermerk des unabhängigen 
Abschlussprüfers:

„An die Ökologische Sanierungs- und Entwick-
lungsgesellschaft mbH Aschersleben, Aschersle-
ben OT Wilsleben:

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Ökologische 
Sanierungs- und Entwicklungsgesellschaft mbH 
Aschersleben, Aschersleben OT Wilsleben, – be-
stehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2019 
und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Ge-
schäftsjahr vom 01. Januar 2019 bis zum 31. De-
zember 2019 sowie dem Anhang, einschließlich 
der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewer-
tungsmethoden – für das Geschäftsjahr vom 01. 
Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2019 geprüft. 
Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der 
Ökologische Sanierungs- und Entwicklungsgesell-

schaft mbH Aschersleben, Aschersleben OT Wils-
leben, für das Geschäftsjahr vom 01. Januar 2019 
bis zum 31. Dezember 2019 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse
•	� entspricht der beigefügte Jahresabschluss in 

allen wesentlichen Belangen den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften geltenden handels-
rechtlichen Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft 
zum 31. Dezember 2019 sowie Ihrer Ertrags-
lage für das Geschäftsjahr vom 01. Januar 
2019 bis zum 31. Dezember 2019 und 

•	� vermittelt der beigefügte Lagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen 
steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, entspricht den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften und stellt die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-
treffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, 
dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen ge-
gen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts in Übereinstimmung mit 
§317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen 
Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 
„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-
fung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ 
unseres Bestätigungsvermerks weitergehend be-
schrieben. Wir sind von dem Unternehmen unab-
hängig in Übereinstimmung mit den deutschen 
handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vor-
schriften und haben unsere sonstigen deutschen 
Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen 
Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, 
dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise 
ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage 
für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertre-
ter für den Jahresabschluss und den La-
gebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für 
die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 
deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden 
handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentli-
chen Belangen entspricht, und dafür, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzli-
chen Vertreter verantwortlich für die internen Kon-
trollen, die sie in Übereinstimmung mit den deut-
schen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung als notwendig bestimmt haben, um die Auf-
stellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, 
der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder 
unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist.
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Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die 
gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die 
Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Un-
ternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren 
haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zu-
sammenhang mit der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. 
Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf 
der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsat-
zes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 
bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder 
rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünfti-
gen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind 
die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 
Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie 
als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung 
eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den 
anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vor-
schriften zu ermöglichen, und um ausreichende 
geeignete Nachweise für die Aussagen im Lage-
bericht erbringen zu können.

Verantwortung des Abschlussprüfers für 
die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit 
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist, 
und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt 
sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht 
und die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestäti-
gungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsur-
teile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht 
beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Si-
cherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 
Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung 
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine 
wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. 
Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder 
Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesent-
lich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet 
werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt 
die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses 
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Ent-
scheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes 
Ermessen aus und bewahren eine kritische Grund-
haltung. 

Darüber hinaus 

•	� identifizieren und beurteilen wir die Risiken 
wesentlicher – beabsichtigter oder unbeab-
sichtigter – falscher Darstellungen im Jahres-
abschluss und im Lagebericht, planen und 
führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf 

diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungs-
nachweise, die ausreichend und geeignet 
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsur-
teile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche 
falsche Darstellungen nicht aufgedeckt wer-
den, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtig-
keiten, da Verstöße betrügerisches Zusam-
menwirken, Fälschungen, beabsichtigte Un-
vollständigkeiten, irreführende Darstellungen 
bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen 
beinhalten können.

•	� gewinnen wir ein Verständnis von dem für die 
Prüfung des Jahresabschlusses relevanten in-
ternen Kontrollsystem und den für die Prüfung 
des Lageberichts relevanten Vorkehrungen 
und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu 
planen, die unter den gegebenen Umständen 
angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, 
ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Sys-
teme der Gesellschaft abzugeben.

•	� beurteilen wir die Angemessenheit der von 
den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver-
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschätzten Werte und 
damit zusammenhängenden Angaben.

•	� ziehen wir Schlussfolgerungen über die Ange-
messenheit des von den gesetzlichen Vertre-
tern angewandten Rechnungslegungsgrund-
satzes der Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit sowie auf der Grundlage der erlangten 
Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsi-
cherheit im Zusammenhang mit Ereignissen 
oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsa-
me Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft 
zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss 
kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit 
besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungs-
vermerk auf die dazugehörigen Angaben im 
Jahresabschluss und Im Lagebericht aufmerk-
sam zu machen oder, falls diese Angaben 
unangemessen sind, unser jeweiliges Prü-
fungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere 
Schlussfolgerungen auf der Grundlage der 
bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks 
erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Er-
eignisse oder Gegebenheiten können jedoch 
dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unter-
nehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann.

•	� beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den 
Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie, ob der Jah-
resabschluss die zugrundeliegenden Ge-
schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis-
sen entsprechendes Bild der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermit-
telt.

•	� beurteilen wir den Einklang des Lageberichts 
mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesent-
sprechung und das von ihm vermittelte Bild 
von der Lage der Gesellschaft.

•	� führen wir Prüfungshandlungen zu den von 
den gesetzlichen Vertretern dargestellten zu-
kunftsorientierten Angaben im Lagebericht 
durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei ins-
besondere die den zukunftsorientierten Anga-
ben von den gesetzlichen Vertretern zugrun-

de gelegten bedeutsamen Annahmen nach 
und beurteilen die sachgerechte Ableitung 
der zukunftsorientierten Angaben aus diesen 
Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil 
zu den zukunftsorientierten Angaben sowie 
zu den zugrundeliegenden Annahmen geben 
wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unver-
meidbares Risiko, dass künftige Ereignisse 
wesentlich von den zukunftsorientierten Anga-
ben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verant-
wortlichen unter anderem den geplanten Umfang 
und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsa-
me Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger 
Mängel im internen Kontrollsystem, die wir wäh-
rend unserer Prüfung feststellen.“

Hettstedt, 27. Juli 2020 

TAXON GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft
Zweigniederlassung HETTSTEDT

gez. Udo Bensing	 gez. Oliver Schlenker
Wirtschaftsprüfer	 Wirtschaftsprüfer

Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Er-
folgsübersicht liegen vom 14. Dezember 2020 bis 
einschließlich 22. Dezember 2020 zur Einsicht-
nahme im Sekretariat der Verwaltung der Ökolo-
gischen Sanierungs- und Entwicklungsgesellschaft 
mbH Aschersleben, Ortsteil Wilsleben, Seeland-
straße 16, 06449 Aschersleben zu folgenden 
Zeiten:

Montag bis Donnerstag� 09.00 – 15.00 Uhr
Freitag� 09.00 – 13.00 Uhr

öffentlich aus.

gez. Manfred Schön
Geschäftsführer

Jahresabschluss 2019

Aschersleber Kulturanstalt (AöR)
Hecknerstraße 6
06449 Aschersleben

Der Verwaltungsrat hat in seiner Sitzung am 
23. November 2020 folgenden Beschluss 
(Nr. 06/2020) gefasst:

1.	� Der Jahresabschluss zum 31.12.2019 der 
Aschersleber Kulturanstalt, Anstalt öffentli-
chen Rechts, wird festgestellt.

2.	� Der Vorstand wird für das Geschäftsjahr 
2019 entlastet.

3.	� Der Jahresfehlbetrag 2019 in Höhe von 
48.825,65 EURO wird mit der Kapitalrückla-
ge verrechnet.

„Bestätigungsvermerk des unabhängi-
gen Abschlussprüfers

An die Aschersleber Kulturanstalt (AöR), Aschers-
leben:

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Aschersleber 
Kulturanstalt (AöR), Aschersleben, – bestehend 
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aus der Bilanz zum 31. Dezember 2019 und der 
Gewinn- und Verlustrechnung für das Wirtschafts-
jahr vom 01. Januar bis zum 31. Dezember 2019 
sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung 
der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – 
geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebe-
richt der Aschersleber Kulturanstalt (AöR), 
Aschersleben, für das Wirtschaftsjahr vom 01. Ja-
nuar bis zum 31. Dezember 2019 geprüft. Die 
Ausführungen der Anstaltsleitung zum Geschäfts-
verlauf der einzelnen Sparten (Punkte 2.1. bis 
2.7.) haben wir in Einklang mit den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften nicht inhaltlich geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse
•	� entspricht der beigefügte Jahresabschluss in 

allen wesentlichen Belangen den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften geltenden handels-
rechtlichen Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens- und Finanzlage der Anstalt zum 
31. Dezember 2019 sowie ihrer Ertragslage 
für das Wirtschaftsjahr vom Januar bis zum 
31. Dezember 2019 und

•	� vermittelt der beigefügte Lagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Anstalt. In allen wesentlichen Belangen steht 
dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahres-
abschluss, entspricht den deutschen gesetzli-
chen Vorschriften sowie der AnstVO und stellt 
die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend dar. Unser Prüfungsurteil 
zum Lagebericht erstreckt sich nicht auf den 
Inhalt der oben genannten Ausführungen zum 
Geschäftsverlauf der einzelnen Sparten.

Gemäß § 322 Abs. 3 S. 1 HGB erklären wir, dass 
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen 
die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 
317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen 
Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 
„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-
fung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ 
unseres Bestätigungsvermerks weitergehend be-
schrieben. Wir sind von der Anstalt unabhängig in 
Übereinstimmung mit den deutschen handelsrecht-
lichen und berufsrechtlichen Vorschriften und ha-
ben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen er-
füllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns 
erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und 
geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prü-
fungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lage-
bericht zu dienen.

Hinweis zur Hervorhebung eines Sach-
verhalts

Wir weisen auf die Ausführungen in den Abschnit-
ten 7 und 8 im Lagebericht, in denen dargelegt 
wird, dass die Anstalt die ihr übertragenen Aufga-
ben derzeit nicht vollumfänglich selbst finanzieren 
kann und bei der Erfüllung ihrer Aufgaben von der 

Höhe der jährlichen Zuweisung finanzieller Mittel 
durch die Stadt Aschersleben im Rahmen des ge-
nehmigten Wirtschaftsplanes abhängig ist. Die Re-
duzierung der zur Verfügung stehenden Mittel kann 
nur durch entsprechende Anpassung oder Verlage-
rung von Aufgaben kompensiert werden und wird 
im Rahmen der Chancen- und Risikoberichterstat-
tung des Lageberichts entsprechend dargestellt.

Unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht sind diesbezüglich nicht modifi-
ziert.

Sonstige Informationen

Die gesetzlichen Vertreter sind für die sonstigen 
Informationen verantwortlich. Die sonstigen Infor-
mationen umfassen die nicht inhaltlich geprüften 
Bestandteile des Lageberichts unter den Punkten 
2.1. bis 2.7. (Geschäftsverlauf der einzelnen Spar-
ten) sowie alle Zahlenangaben einschließlich Dia-
gramme für die Wirtschaftsjahre 2016 und früher 
unter Punkt 4.3. (Ertragslage).

Unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
Lagebericht erstrecken sich nicht auf die sonstigen 
Informationen, und dementsprechend geben wir 
weder ein Prüfungsurteil noch irgendeine andere 
Form von Prüfungsschlussfolgerungen hierzu ab.

Im Zusammenhang mit unserer Prüfung haben wir 
die Verantwortung, die sonstigen Informationen 
zu lesen und dabei zu würdigen, ob die sonstigen 
Informationen
•	� wesentliche Unstimmigkeiten zum Jahresab-

schluss, Lagebericht oder unseren bei der 
Prüfung erlangten Kenntnissen aufweisen 
oder

•	� anderweitig wesentlich falsch dargestellt er-
scheinen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertre-
ter und des Verwaltungsrates für den 
Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für 
die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 
deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden 
handelsrechtlichen Vorschriften, der AnstVO und 
dem AnstG in allen wesentlichen Belangen ent-
spricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Anstalt vermittelt. Fer-
ner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstim-
mung mit den deutschen Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Buchführung als notwendig bestimmt 
haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlus-
ses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – 
beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen 
Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die 
gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die 
Fähigkeit der Anstalt zur Fortführung der Anstalt-
stätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie 
die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammen-
hang mit der Fortführung der Unternehmenstätig-
keit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hin-
aus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundla-
ge des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fort-
führung der Anstaltstätigkeit zu bilanzieren, sofern 
dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegeben-
heiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Anstalt vermittelt sowie in allen wesentlichen Be-
langen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, 
den deutschen gesetzlichen Vorschriften sowie 
der AnstVO entspricht und die Chancen und Risi-
ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar-
stellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen 
(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, 
um die Aufstellung eines Lageberichts in Überein-
stimmung mit den anzuwendenden deutschen 
gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um 
ausreichende geeignete Nachweise für die Aus-
sagen im Lagebericht erbringen zu können.

Der Verwaltungsrat ist verantwortlich für die Über-
wachung des Rechnungslegungsprozesses der 
Anstalt zur Aufstellung des Jahresabschlusses und 
Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für 
die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit 
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen 
ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage der Anstalt vermittelt so-
wie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jah-
resabschluss sowie mit den bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften, dem AnstG 
und der AnstVO entspricht und die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu er-
teilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Si-
cherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 
Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung 
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine 
wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. 
Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder 
Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesent-
lich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet 
werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt 
die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses 
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Ent-
scheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes 
Ermessen aus und bewahren eine kritische Grund-
haltung. Darüber hinaus
•	� identifizieren und beurteilen wir die Risiken we-

sentlicher – beabsichtigter oder unbeabsichtig-
ter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss 
und im Lagebericht, planen und führen Prü-
fungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken 
durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die 
ausreichend und geeignet sind, um als Grund-
lage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das 
Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen 
nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen hö-
her als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrü-
gerisches Zusammenwirken, Fälschungen, be-
absichtigte Unvollständigkeiten, irreführende 
Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen inter-
ner Kontrollen beinhalten können;
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•	� gewinnen wir ein Verständnis von dem für die 
Prüfung des Jahresabschlusses relevanten in-
ternen Kontrollsystem und den für die Prüfung 
des Lageberichts relevanten Vorkehrungen 
und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu 
planen, die unter den gegebenen Umständen 
angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, 
ein Prüfungsurteil über die Wirksamkeit dieser 
Systeme der Gesellschaft abzugeben;

•	� beurteilen wir die Angemessenheit der von 
den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver-
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschätzten Werte und 
damit zusammenhängenden Angaben;

•	� ziehen wir Schlussfolgerungen über die Ange-
messenheit des von den gesetzlichen Vertre-
tern angewandten Rechnungslegungsgrund-
satzes der Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit sowie, auf der Grundlage der erlang-
ten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche 
Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignis-
sen oder Gegebenheiten besteht, die bedeut-
same Zweifel an der Fähigkeit der Anstalt zur 
Fortführung der Anstaltstätigkeit aufwerfen 
können. Falls wir zu dem Schluss kommen, 
dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, 
sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk 
auf die dazugehörigen Angaben im Jahres-
abschluss und im Lagebericht aufmerksam zu 
machen oder, falls diese Angaben unange-
messen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu 
modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolge-
rungen auf der Grundlage der bis zum Datum 
unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prü-
fungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder 
Gegebenheiten können jedoch dazu führen, 
dass die Anstalt ihre Anstaltstätigkeit nicht 
mehr fortführen kann;

•	� beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den 
Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jah-
resabschluss die zugrunde liegenden Ge-
schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis-
sen entsprechendes Bild der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage der Anstalt vermittelt;

•	� beurteilen wir den Einklang des Lageberichts 
mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesent-
sprechung und das von ihm vermittelte Bild 
von der Lage der Anstalt;

•	� führen wir Prüfungshandlungen zu den von 
den gesetzlichen Vertretern dargestellten zu-
kunftsorientierten Angaben im Lagebericht 
durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei ins-
besondere die den zukunftsorientierten Anga-
ben von den gesetzlichen Vertretern zugrun-
de gelegten bedeutsamen Annahmen nach 
und beurteilen die sachgerechte Ableitung 
der zukunftsorientierten Angaben aus diesen 
Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil 
zu den zukunftsorientierten Angaben sowie 
zu den zugrunde liegenden Annahmen ge-
ben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches 
unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignis-
se wesentlich von den zukunftsorientierten 
Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verant-
wortlichen unter anderem den geplanten Umfang 

und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsa-
me Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger 
Mängel im internen Kontrollsystem, die wir wäh-
rend unserer Prüfung feststellen.

Halle (Saale), 02. November 2020

Mittelrheinische Treuhand GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft

gez. Zätzsch-Loos 	 gez. Nitzsche-Lezoch
Wirtschaftsprüfer 	 Wirtschaftsprüfer“

Feststellungsvermerk des Rechnungsprü-
fungsamtes zur Ordnungsmäßigkeit des 
per 31. Dezember 2019 erstellten Jahres-
abschlusses wie der Geschäftsführung 
der „Aschersleber Kulturanstalt” (AöR)

Unter Bezugnahme auf § 140 Absatz 1 Nummer 
2 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes 
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) obliegt der städti-
schen Kontrollinstanz die Jahresabschlussprüfung 
von Anstalten des öffentlichen Rechts, wofür sie 
nach § 142 Absatz 2 vorstehend genannter 
Rechtsvorschrift ein Wirtschaftsprüfungsunterneh-
men vertraglich binden kann. Insofern erging am 
27. Juli 2020 der dementsprechende Prüfungsauf-
trag an die „Mittelrheinische Treuhand GmbH” im 
Einvernehmen mit dem Vorstand und vorangegan-
gener Beschlussfassung durch den Verwaltungs-
rat.

Beauftragt wurde die Überprüfung des per 31. 
Dezember 2019 gefertigten Jahresabschlusses 
nebst dazugehörigem Lagebericht und der Buch-
führung nach § 142 Absatz 1 des KVG LSA in 
Verbindung mit § 25 Absatz 1 der Anstaltsverord-
nung (AnstVO) und § 317 des Handelsgesetzbu-
ches (HGB). Zudem war die Prüfung der Ord-
nungsmäßigkeit der Geschäftsführung laut § 53 
des Haushaltsgrundsätzegesetzes (HGrG) Auf-
tragsbestandteil. Die Leistungserbringung begann 
am 15. September 2020 mit zeitlichen Unterbre-
chungen und endete am 02. November 2020 mit 
der Berichtsabfassung wie der Erteilung eines un-
eingeschränkten Bestätigungsvermerks.

§ 9 der Eigenbetriebsverordnung (EigBVO) 
schreibt die Verwendung der beigefügten Muster 
zur Wirtschaftsführung und zum Rechnungswesen 
zwingend vor, wobei das Muster 8 den Wortlaut 
des Feststellungsvermerks des Rechnungsprü-
fungsamtes bestimmt, wenn von ihm keine eigenen 
Kontrollhandlungen zum Prüfungsgegenstand vor-
genommen werden. Aus diesem Grund ergeht 
nachfolgende Sachstandsaussage:

„Es wird festgestellt, dass nach pflichtgemäßer am 
02. November 2020 abgeschlossener Prüfung 
durch die mit der Prüfung des Jahresabschlusses 
2019 beauftragte „Mittelrheinische Treuhand 
GmbH“ die Buchführung und der Jahresabschluss 
der „Aschersleber Kulturanstalt” (AöR) den ge-
setzlichen Vorschriften und der Anstaltssatzung 
entsprechen. Der Jahresabschluss vermittelt unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer 
Wirtschaftsführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens, Fi-
nanz- und Ertragssituation des Unternehmens. Der 
Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresab-
schluss und die wirtschaftlichen Verhältnisse ge-
ben zu Beanstandungen keinen Anlass.”

Aschersleben, den 10. November 2020

gez. Schröder
in Vertretung für die Leiterin des Rechnungsprü-
fungsamtes

Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Er-
folgsübersicht liegen vom 14. Dezember 2020 bis 
einschl. 22. Dezember 2020 zur Einsichtnahme in 
den Geschäftsräumen der Aschersleber Kulturan-
stalt (AöR) Hecknerstraße 6 (Bestehornhaus), 
06449 Aschersleben zu folgenden Zeiten:

Montag–Mittwoch� von 08:30 Uhr – 12:00 Uhr 
� und 13:00 Uhr – 15:30 Uhr 
Donnerstag � von 08:30 Uhr – 12:00 Uhr 
� und 13:00 Uhr – 17:30 Uhr 
Freitag� von 08:30 Uhr – 11:00 Uhr

öffentlich aus.

gez. Matthias Poeschel
Vorstand

Ernennung stellvertretender 
Ortswehrleiter der Ortsfeuerwehr 

Schackstedt

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 25.11.2020 
die Ernennung des Kameraden Norman Kinne, 
unter Berufung in das Beamtenverhältnis als Ehren-
beamter, zum stellvertretenden Ortswehrleiter der 
Ortsfeuerwehr Schackstedt mit Wirkung ab  
01.01.2021 für die Dauer von 6 Jahren, beschlos-
sen.

Ernennung Ortswehrleiter und 
stellvertretender Ortswehrleiter der 

Ortsfeuerwehr Freckleben

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 25.11.2020 
die Ernennung des Kameraden Maik Klimke, unter 
Berufung in das Beamtenverhältnis als Ehrenbe-
amter, zum Ortswehrleiter und des Kameraden 
Markus Selent, unter Berufung in das Beamtenver-
hältnis als Ehrenbeamter, zum stellvertretenden 
Ortswehrleiter der Ortsfeuerwehr Freckleben mit 
Wirkung ab 01.01.2021 für die Dauer von 6 Jah-
ren, beschlossen.

Ernennung Ortswehrleiter der 
Ortsfeuerwehr Neu Königsaue

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 25.11.2020 
die Ernennung des Kameraden Holger Hoffmann, 
unter Berufung in das Beamtenverhältnis als Ehren-
beamter, zum Ortswehrleiter der Ortsfeuerwehr 
Neu Königsaue mit Wirkung ab  01.01.2021 für 
die Dauer von 6 Jahren, beschlossen.

Verwendung der 
Gewerbesteuerausgleichszuweisungen 

für das Jahr 2020

In der Stadtratssitzung der Stadt Aschersleben am 
25.11.2020 wurde folgender Beschluss gefasst:
I.	� Unter der Maßgabe, dass die Stadt Aschers-

leben für das Jahr 2020 Gewerbesteueraus-
gleichzuweisungen in Höhe von 1.367.000 
Euro erhält, sind diese wie folgt einzusetzen:
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	 1.	� Für die Haushaltskonsolidierung 
1.000.000 Euro.

	 2.	� Für die Beschaffung von Lüftungs-
anlagen für Schulen, Kindertagesstät-
ten, Büro- und Verwaltungsräume, Sport-
hallen, Kultur- und Freizeiteinrichtungen, 
die sich im Eigentum und Trägerschaft der 
Stadt Aschersleben befinden i. H. v. 
65.000 Euro.

	 3.	� Unterstützung von Sportvereinen der 
Stadt Aschersleben, die Mitglied im Kreis-
sportbund sind, als pauschale Zuweisun-
gen in Höhe von bis zu 60.000 Euro.

	 4.	� Unterstützung von Kulturvereinen zur 
strukturellen Anpassung an die coronabe-
dingten Folgen in Höhe von bis zu 
100.000 Euro.

	 5.	� Für die im Bestehornhaus anfallenden 
Betriebskosten und Investitionen i. H. v. 
70.000 Euro.

	 6.	� Für die im Ballhaus anfallenden Be-
triebskosten und Investitionen i. H. v. 
70.000 Euro.

	 7.	� Unterstützung der Speisekammer in 
Höhe von 2.000 Euro.

II.	� Die Förderung für die Punkte 3 und 4 erfolgt 
in Anlehnung an die bestehende Förderrichtli-
nie der Stadt Aschersleben vom 01.01.2016.

III.	� Die im Haushaltsjahr 2020 nicht mehr veraus-
gabten Haushaltsmittel für die Punkte 2 bis 7 
sind entsprechend den Regelungen des § 19 
KomHVO LSA in das Haushaltsjahr 2021 zu 
übertragen.

Satzung 
zur 4. Änderung der Satzung der Stadt 
Aschersleben über die Erhebung von 
Abgaben für die zentrale öffentliche 

Abwasserbeseitigung 
(Abwasserbeitrags- und 

Gebührensatzung)

Aufgrund der §§ 5, 8, 11, 45 Abs. 2 Ziffer 1 sowie 
§ 99 des Kommunalverfassungsgesetzes des Lan-
des Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17. 06. 2014 
(GVBl. LSA S. 288), zuletzt geändert durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 02. 11. 2020 (GVBl. LSA S. 
630) sowie der §§ 2, 5, 6 und 8 Kommunalabga-
bengesetz (KAG LSA) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 13. 12. 1996 (GVBl. LSA S. 405), 
zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 27. 
09. 2019 (GVBl. LSA S. 284), jeweils in den zur 
Zeit geltenden Fassungen, hat der Stadtrat der 
Stadt Aschersleben in seiner Sitzung am 25. 11. 
2020 folgende Satzung zur 4. Änderung der Sat-
zung der Stadt Aschersleben über die Erhebung 
von Abgaben für die zentrale Abwasserbeseiti-
gung vom 14. 12. 2011 beschlossen:
 

§ 1 
Änderungen

§ 5 der Satzung der Stadt Aschersleben über die 
Erhebung von Abgaben für die zentrale Abwas-
serbeseitigung (Abwasserbeitrags- und Gebüh-
rensatzung) vom 14. 12. 2011 in der Fassung der 
Satzung zur 3. Änderung der Satzung der Stadt 
Aschersleben über die Erhebung von Abgaben für 
die zentrale Abwasserbeseitigung vom 15. 05. 
2019 erhält folgenden Wortlaut:

„§ 5 
Gebührensätze

Die Abwassergebühr beträgt bei der

a) 	� Schmutzwasserbeseitigung 
		  2,96 Euro je eingeleitetem m³  
		  Schmutzwasser

b)	 Niederschlagswasserbeseitigung 
			   2,72 Euro je volle 5 m²  
			   überbauter bzw. bebauter  
			   und/oder befestigter  
			   Grundstücksfläche.“

§ 2 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft.

Aschersleben, den 26.11.2020

Michelmann
Oberbürgermeister		  Dienstsiegel

Satzung 
zur 4. Änderung der Satzung der Stadt 
Aschersleben über die Erhebung von 

Gebühren für die dezentrale öffentliche 
Abwasserentsorgung 

(Gebührensatzung für die dezentrale 
öffentliche Abwasseranlage)

Aufgrund der §§ 5, 8, 11, 45 Abs. 2 Ziffer 1 sowie 
§ 99 des Kommunalverfassungsgesetzes des Lan-
des Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17. 06. 2014 
(GVBl. LSA S. 288), zuletzt geändert durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 02. 11. 2020 (GVBl. LSA S. 
630), der §§ 78 ff. des Wassergesetzes für das 
Land Sachsen-Anhalt (WG LSA) vom 16. 03. 
2011 (GVBl. LSA S. 492), zuletzt geändert durch 
Artikel 21 des Gesetzes vom 07. 07. 2020 (GVBl. 
LSA S. 372, 374) sowie §§ 2 und 5 Kommunalab-
gabengesetz (KAG LSA) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 13. 12. 1996 (GVBl. LSA S. 
405), zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes 
vom 27. 09. 2019 (GVBl. LSA S. 284), jeweils in 
den zur Zeit geltenden Fassungen, hat der Stadt-
rat der Stadt Aschersleben in seiner Sitzung am 
25. 11. 2020 folgende Satzung zur 4. Änderung 
der Satzung über die Erhebung von Gebühren für 
die dezentrale öffentliche Abwasserentsorgung 
beschlossen:

§ 1 
Änderungen

§ 2 Abs. 5 der Satzung der Stadt Aschersleben 
über die Erhebung von Gebühren für die dezent-
rale öffentliche Abwasserentsorgung (Gebühren-
satzung für die dezentrale öffentliche Abwasser-
anlage) vom 14.12.2011 in der Fassung der Sat-
zung zur 3. Änderung der Satzung der Stadt 
Aschersleben über die Erhebung von Gebühren 
für die dezentrale öffentliche Abwasserentsor-
gung (Gebührensatzung für die dezentrale öffent-
liche Abwasseranlage) vom 15.05.2019 erhält 
folgenden Wortlaut:

„(5) 	 Die Abwassergebühr beträgt für die

	 a)	 Abwasserentsorgung 
		  aus abflusslosen Gruben�9,53 Euro je m³
� bezogenem Frischwasser;
	 b)	 Schlammentsorgung 
		  aus Kleinkläranlagen � 15,54 Euro je m³ 
� entnommenem Schlamm.“

§ 2 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft.

Aschersleben, den 26.11.2020

Michelmann
Oberbürgermeister		  Dienstsiegel

Satzung zur 6. Änderung der Satzung 
über die Erhebung von 

Straßenreinigungsgebühren in der Stadt 
Aschersleben 

(Straßenreinigungsgebührensatzung)

Aufgrund der §§ 8, 11 und 45 Abs. 2 Ziffer 1 des 
Kommunalverfassungsgesetzes (KVG LSA) vom 
17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 02.11.2020 
(GVBl. LSA S. 630) sowie der §§ 2 und 5 Kommu-
nalabgabengesetz (KAG-LSA) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 13.12.1996 (GVBl. LSA S. 
405, zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes 
vom 27.09.2019 (GVBl. LSA S. 284), hat der 
Stadtrat der Stadt Aschersleben in seiner Sitzung 
am 25.11.2020 folgende Satzung beschlossen.

§ 1 
Änderungen

§ 4 der Satzung über die Erhebung von Straßen-
reinigungsgebühren in der Stadt Aschersleben 
(Straßenreinigungsgebührensatzung) vom 
28.11.2001 in der Fassung der Satzung zur 5. 
Änderung der Satzung über die Erhebung von 
Straßenreinigungsgebühren in der Stadt Aschers-
leben vom 29.11.2017 erhält folgenden Wortlaut:

„Die Reinigungsgebühr beträgt jährlich je laufen-
den Meter Straßenfront in 
a)	 Reinigungsklasse I	 2,23 €;
b)	 Reinigungsklasse II	 1,97 €;
c)	 Reinigungsklasse III	 0,49 €.“

§ 2 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt zum 01.01.2021 in Kraft.

Aschersleben, den 26.11.2020

Michelmann
Oberbürgermeister		  Dienstsiegel
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Friedhofssatzung der Stadt 
Aschersleben

Aufgrund der §§ 5 und 8 i. V. m. § 45 Abs. 2 Nr. 
1 Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sach-
sen-Anhalt (KVG LSA) vom 17. Juni 2014 (GVBL. 
LSA Seite 288), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 02.11.2020 (GVBl. LSA S. 
630) und den Vorschriften des Gesetzes über das 
Leichen-, Bestattungs- und Friedhofswesen des 
Landes Sachsen-Anhalt (Bestattungsgesetz LSA) 
vom 05. Februar 2002 (GVBl. LSA 2002, Seite 
46), zuletzt geändert durch § 37 Abs. 1 des Ge-
setzes vom 17. Februar 2011 (GVBL LSA Seite 
136, 148) hat der Stadtrat der Stadt Aschersle-
ben in seiner Sitzung am 25.11.2020 folgende 
Friedhofssatzung der Stadt Aschersleben be-
schlossen:

I. Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 
Geltungsbereich

Diese Friedhofssatzung gilt für die in § 2 Abs. 1 
genannten im Gebiet der Stadt Aschersleben ge-
legenen und von ihr verwalteten Friedhöfe und 
Friedhofsteile. 

§ 2 
Zweckbestimmung, Widmung

(1)	� Die Friedhöfe der Stadt Aschersleben in den 
Ortschaften 

	 a)	 Drohndorf,
	 b)	 Freckleben,
	 c)	 Groß Schierstedt,
	 d)	 Klein Schierstedt,
	 e)	 Mehringen,
	 f)	 Neu Königsaue,
	 g)	 Schackenthal,
	 h)	 Schackstedt,
	 i)	 Westdorf,
	 j)	 Wilsleben 
	 k)	 Winningen
	� sowie der Zentralfriedhof in der Schmidt-

mannstraße
	� werden als jeweils gesonderte öffentliche Ein-

richtungen betrieben. Sie dienen der Bestat-
tung bzw. Beisetzung verstorbener Einwohner 
der Stadt, der in der Stadt verstorbenen oder 
tot aufgefundenen Personen ohne Wohnsitz 
oder mit unbekanntem Wohnsitz Verstorbener 
sowie für Verstorbene, die ein Recht auf Bei-
setzung in einer bestimmten Grabstätte besa-
ßen.

	� In besonderen Fällen kann die Stadt eine Be-
stattung anderer Verstorbener zulassen.

(2)	� Soweit nichts anderes bestimmt ist, gelten die 
Vorschriften über die Bestattung auch für die 
Beisetzung von Aschen.

(3)	� Personen, die ihren ständigen Wohnsitz län-
ger als 10 Jahre in Aschersleben innehalten, 
werden im Falle ihres Ablebens den Einwoh-
nern von Aschersleben gleichgestellt.

(4)	� Über den Bestattungszweck hinaus erfüllen 
die Friedhöfe auch allgemeine Grünflächen-
funktionen mit hoher ökologischer Bedeutung.

§ 3 
Bestattungsbezirk

Die Verstorbenen sind auf dem Friedhof des Stadt-
teils zu bestatten bzw. beizusetzen, in dem sie 
zuletzt ihren Wohnsitz hatten, sofern sie nicht bei 
ihrem Tod ein Recht auf Bestattung bzw. Beiset-
zung in einer bestimmten Grabstätte eines ande-
ren Friedhofs in der Stadt hatten.
Die Stadt kann Ausnahmen zulassen, wenn dies 
zur Vermeidung von unbilligen Härten geboten ist.

§ 4 
Außerdienststellung und Entwidmung

(1)	� Jeder Friedhof oder Friedhofsteile können aus 
wichtigem Grund ganz oder teilweise außer 
Betrieb gestellt oder entwidmet werden. Das-
selbe gilt entsprechend für einzelne Grabstät-
ten.

(2)	� Durch die Außerbetriebstellung wird die 
Möglichkeit weiterer Beisetzungen ausge-
schlossen, durch die Entwidmung wird die Ei-
genschaft als Ruhestätte der Toten aufgeho-
ben.

	� Jede Außerbetriebstellung oder Entwidmung 
nach Absatz 1 Satz 1 ist öffentlich bekannt zu 
machen. Bei einzelnen Reihengrabstätten, 
Wahlgrabstätten sowie bei allen Urnenwahl-
grabstätten erhält der jeweilige Nutzungsbe-
rechtigte stattdessen einen schriftlichen Be-
scheid.

(3)	� Soweit infolge einer Außerbetriebstellung 
oder einer Entwidmung weitere Beisetzungen 
in Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten 
nicht mehr möglich sind, ist den jeweiligen 
Nutzungsberechtigten für die restliche Nut-
zungszeit bei Eintritt eines weiteren Bestat-
tungsfalles auf Antrag eine andere Wahlgrab-
stätte/Urnenwahlgrabstätte zur Verfügung zu 
stellen.

(4)	� Die Ersatzwahlgrabstätten werden Gegen-
stand des bisherigen Nutzungsrechts.

II. Ordnungsvorschriften 
 

§ 5 
Öffnungszeiten

(1)	� Die Friedhöfe sind während der festgesetzten 
Zeiten für den Besuch geöffnet. Die Besuchs-
zeiten werden von der Stadt festgesetzt und 
an den Eingängen der Friedhöfe durch An-
schlag bekanntgegeben.

(2)	� Die Stadt kann das Betreten der Friedhöfe 
oder einzelner Friedhofsteile aus besonderem 
Anlass vorübergehend untersagen oder ein-
schränken.

§ 6 
Verhalten auf den Friedhöfen

(1)	� Jeder hat sich auf den Friedhöfen der Würde 
des Ortes und der Achtung der Persönlich-
keitsrechte der Angehörigen und Besucher 
entsprechend zu verhalten. Die Anordnungen 
des Friedhofspersonals sind zu befolgen.

(2)	� Kinder unter sieben Jahren dürfen die Friedhö-
fe nur in Begleitung und unter Verantwortung 
Erwachsener betreten.

(3)	� Auf den Friedhöfen ist insbesondere nicht ge-
stattet:

	 a)	� Uniformen, Uniformteile oder gleicharti-
ge Kleidungsstücke als Ausdruck gemein-
samer politischer Gesinnung zu tragen;

	 b)	� die Wege mit Fahrzeugen aller Art zu be-
fahren (außer Fahrzeuge der Friedhofs-
verwaltung und für den Friedhof zugelas-
sene Dienstleister mit den zugelassenen 
Fahrzeugen und Hinterbliebene mit einer 
Fahrgenehmigung sowie motorisierte 
Krankenfahrstühle und Fahrräder);

	 c)	� der Verkauf von Waren aller Art, insbe-
sondere Kränzen und Blumen sowie das 
Anbieten von Dienstleistungen;

	 d)	� an Sonn- und Feiertagen oder in der Nä-
he einer Bestattung Arbeiten auszuführen;

	 e)	� Foto-, Ton- und Videoaufnahmen zu nicht 
privaten Zwecken zu erstellen und zu ver-
werten (z.B. in sozialen Medien);

	 f)	 Druckerzeugnisse zu verteilen;
	 g)	� den Friedhof und seine Einrichtungen, An-

lagen und Grabstätten zu verunreinigen 
oder zu beschädigen sowie Grabstätten 
und Grabeinfassungen unberechtigt zu 
betreten;

	 h) 	� Hunde, außer an einer kurzen Leine – 
max. 2 m – mitzuführen;

	 i)	� Abraum und Abfälle außerhalb der dafür 
bestimmten Stellen abzulagern oder 
friedhofsfremden Abraum und Abfälle 
abzulegen;

	 j)	� Blumen, Pflanzen, Sträucher, Erde und 
dergleichen widerrechtlich zu entfernen;

	 k)	� Blumen oder Zweige abzuschneiden 
bzw. abzureißen;

	 l)	� zu lärmen und zu spielen, zu essen und zu 
trinken sowie zu lagern;

	 m)	� Wege zwischen den einzelnen Grabrei-
hen zu bekiesen oder in sonstiger Weise 
unter Beeinträchtigung der Grasnarbe zu 
befestigen;

	 n)	� Verunreinigungen jeglicher Art, insbeson-
dere Hundekot, zu hinterlassen.

	� Ausnahmen können von der Stadt zugelassen 
werden, soweit sie mit dem Zweck des Fried-
hofs und der Ordnung auf ihm vereinbar sind.

(4)	� Totengedenkfeiern oder andere nicht mit ei-
ner Bestattung zusammenhängende Veran-
staltungen auf den Friedhöfen bedürfen der 
Zustimmung der Stadt. Sie sind spätestens ei-
ne Woche vorher anzumelden.

(5)	� Bei Gemeinschaftsanlagen für Urnen- und 
Erdbestattungen dienen die durch die Stadt 
Aschersleben vorbereiteten Flächen dem Ab-
legen des Grabschmuckes. Eine individuelle 
Gestaltung der gemeinschaftlichen Bestat-
tungsflächen durch Ablegen von Blumen-
schmuck und Gebinden oder das Aufstellen 
von Vasen, bepflanzten Gefäßen, Figuren, 
Bildern und sonstigen Erinnerungsstücken so-
wie das Einbringen von Pflanzen in das Erd-
reich ist nicht gestattet. Verwelkte Blumen und 
Gebinde auf den zur Verfügung stehenden 
Fläche werden vom Friedhofspersonal regel-
mäßig aussortiert und entsorgt. Gegenstände, 
Blumen oder Bepflanzungen auf den gemein-
schaftlichen Bestattungsflächen werden um-
gehend entsorgt.
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§ 7 
Dienstleistungserbringung auf dem 

Friedhof

(1)	� Arbeiten auf dem Friedhofsgelände dürfen 
nur von Dienstleistern erbracht werden, deren 
Gewerbe oder Beruf Leistungen beinhaltet, 
welche im Friedhofswesen anfallen (insbeson-
dere Bildhauer, Steinmetze, Gärtner, Bestatter 
und sonstige vergleichbare Tätigkeiten auf 
Friedhöfen).

(2) 	�Um eine Kontrolle der Einhaltung der den 
Dienstleistungserbringern obliegenden Ver-
pflichtungen (Verweis auf Ordnungsvorschrif-
ten) zu ermöglichen sowie die Erfassung der 
Gebührenpflichtigen sicher zu stellen, ist der 
Friedhofsverwaltung die Erbringung von 
Dienstleistungen auf dem Friedhofsgelände 
vor Beginn unter Angabe des beabsichtigten 
Zeitpunktes der Arbeitsaufnahme, Name und 
Adresse des Dienstleistungserbringers sowie 
des Auftraggebers, beabsichtigter Termin und 
Dauer, geplante/durchgeführte Arbeiten mit-
zuteilen.

(3) 	�Den Anordnungen des Friedhofspersonals ist 
Folge zu leisten. Die Ausübung der Tätigkeit 
auf dem Friedhofsgelände muss vor Beginn in 
der Friedhofsverwaltung angezeigt werden. 
Sie kann dem Dienstleistungserbringer durch 
die Stadt begrenzt oder unbegrenzt durch 
Bescheid untersagt werden, wenn der Dienst-
leistungserbringer gegen die Vorschriften die-
ser Friedhofssatzung in grober bzw. beson-
ders grober Weise verstößt oder den Anord-
nungen der Friedhofsverwaltung/-personals 
im Einzel- oder Wiederholungsfall nicht nach-
kommt.

(4) 	�Die Dienstleistungserbringer und ihre Bediens-
teten haben die gesetzlichen Bestimmungen, 
die Friedhofssatzung und die dazu ergange-
nen Regelungen zu beachten. Die Dienstleis-
tungserbringer haften für alle Schäden, die sie 
oder ihre Bediensteten im Zusammenhang mit 
ihrer Tätigkeit auf den Friedhöfen schuldhaft 
verursachen.

(5) 	�Dienstleistungen dürfen auf den Friedhöfen 
Montag – Freitag während der jeweiligen 
Öffnungszeiten ausgeführt werden. Einfahrt-
store sind nach Benutzung zu schließen. Aus-
genommen von den Arbeitszeitregelungen 
sind Bestattungsunternehmen, die einen Ver-
storbenen zum Friedhof überführen.

(6) 	�Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeu-
ge und Materialien dürfen auf den Friedhöfen 
nur vorübergehend und nur an Stellen gela-
gert werden, an denen sie nicht behindern. 
Bei Beendigung oder bei Unterbrechung der 
Tagesarbeit sind die Arbeits- und die Lager-
plätze wieder in den früheren Zustand zu brin-
gen. Die Dienstleistungserbringer dürfen auf 
den Friedhöfen keinerlei Abfall, Abraum, Rest- 
und Verpackungsmaterial ablagern. Gewerb-
liche Geräte dürfen nicht an oder in den Was-
serentnahmestellen der Friedhöfe gereinigt 
werden.

(7)	� Die Dienstleistungserbringer dürfen zur Aus-
übung ihrer Tätigkeit nur die befestigten Fried-
hofswege (Hauptwege) mit dafür in Bezug 
auf Größe und Gewicht geeigneten Fahrzeu-
gen (maximal 5 t) in Schritttempo befahren. 
Bei Frostaufbruch, starken Regenfällen und 

ähnlichen Situationen dürfen die Wege auf 
den Friedhöfen nicht befahren werden.

(8)	� Dienstleistungserbringern, die trotz schriftli-
cher Mahnung gegen die Bestimmungen der 
Friedhofssatzung verstoßen, kann die Stadt 
das Arbeiten auf dem Friedhof auf Zeit oder 
auf Dauer durch schriftlichen Bescheid unter-
sagen. Bei schwerwiegenden Verstößen ist 
eine Mahnung entbehrlich.

(9)	� Für Dienstleistungstätigkeiten werden Gebüh-
ren nach den jeweils gültigen Friedhofsgebüh-
rensatzungen erhoben.

III. Bestattungsvorschriften 
 

§ 8 
Allgemeines

(1)	� Bestattungen sind unverzüglich nach Beurkun-
dung des Sterbefalles bei der Stadt anzumel-
den. Der Anmeldung ist die Sterbeurkunde 
(Original) beizufügen. Wird eine Bestattung 
in einer früher erworbenen Wahlgrabstätte 
beantragt, so ist auf Verlangen der Stadt auch 
das Nutzungsrecht nachzuweisen.

(2)	� Ort und Zeit der Beisetzung werden von der 
Stadt festgesetzt. Wünsche der Hinterbliebe-
nen und der Geistlichen werden nach Mög-
lichkeit berücksichtigt. An Sonn- und Feierta-
gen wird in der Regel nicht bestattet.

(3)	� Die Bestattung sowie die Beisetzung oder der 
Versand der Urne sind Sache der Stadt bzw. 
der beauftragten Bestattungsunternehmen; 
über Ausnahmen entscheidet die Stadt.

(4)	� Nutzungsrechte werden ausschließlich durch 
die Stadt vergeben.

(5)	� Leichen, die nicht binnen 10 Tagen nach Ein-
tritt des Todes bzw. der Freigabe und Aschen, 
die nicht binnen eines Monats nach der Ein-
äscherung beigesetzt sind, werden auf Kosten 
des Bestattungspflichtigen von Amts wegen in 
einer Reihengrabstätte/Urnenreihengrabstät-
te beigesetzt.

§ 9 
Särge und Urnen

(1)	� Die Särge müssen fest gefügt und so abge-
dichtet sein, dass jedes Durchsickern von 
Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. Särge und 
Sargausstattungen für Erdbestattungen müs-
sen aus Materialien bestehen, die während 
der Ruhezeit im Erdreich verrotten. Über Aus-
nahmen entscheidet die Stadt.

(2)	� Die zur Bestattung verwendeten Särge dürfen 
folgende Maße nicht überschreiten:

Verstorbene vor 
Vollendung des  

10. Lebensjahres

Übrige  
Verstorbene

Länge 150 cm 200 cm
Breite   50 cm   70 cm
Höhe   50 cm   70 cm

	� Sind in Ausnahmefällen größere Särge erfor-
derlich, so ist die Zustimmung der Stadt bei 
der Anmeldung der Bestattung einzuholen.

(3)	� Für die Beisetzungen auf allen anonymen Ur-
nenhainen sowie auf allen Urnengemein-

schaftsanlagen sind nur Urnen aus bodenlös-
barem Material (Öko-Urnen) zulässig. Auf 
Urnenwahlgräbern und Urnenreihengräbern 
ist die Verwendung von Öko-Urnen möglich, 
aber nicht zwingend vorgeschrieben. Mit der 
Anmeldung eines Sterbefalls bei der Stadt 
(Friedhofsverwaltung) ist das jeweilige Bestat-
tungsunternehmen zur Einhaltung dieser Be-
stimmungen verpflichtet.

§ 10 
Ausheben der Gräber

(1)	� Die Stadt hebt die Gräber auf dem Zentral-
friedhof selbst aus. Auf den Ortsteilfriedhöfen 
dürfen ausnahmsweise auch Bestattungsunter-
nehmen diese Dienstleistung erbringen. Da-
bei sind die Unfallverhütungsvorschriften der 
Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten 
und Gartenbau zwingend einzuhalten.

(2)	� Die Tiefe der Gräber beträgt von der Erdober-
fläche (ohne Hügel) bis zur Oberkante des 
Sarges mindestens 0,90 m, bis zur Oberkante 
der Urne mindestens 0,50 m.

(3)	� Die Gräber für Erdbestattungen müssen von-
einander durch mindestens 0,50 m starke 
Erdwände getrennt sein.

(4)	� Der Nutzungsberechtigte hat Grabzubehör 
einschließlich Pflanzen vorher auf seine Kos-
ten zu entfernen. Sofern beim Ausheben der 
Gräber Grabmale, Fundamente, Grabzube-
hör oder Pflanzen durch die Stadt entfernt 
werden müssen, sind die dadurch entstehen-
den Kosten durch den Nutzungsberechtigten 
zu tragen. 

	� Eine Haftung für entstandene Schäden wird 
durch die Stadt Aschersleben nicht übernom-
men.

§ 11 
Ruhezeit

(1)	� Die Ruhezeit beträgt, entsprechend dem Ge-
setz über das Leichen-, Bestattungs- und Fried-
hofswesen des Landes Sachsen-Anhalt (Be-
stattungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt 
– BestattG LSA), für die Leichen von Kindern, 
die vor Vollendung des 10. Lebensjahres ge-
storben sind, mindestens zehn Jahre, im Übri-
gen 15 Jahre (Mindestruhezeit). Diese Ruhe-
zeit gilt auch für die Asche Verstorbener. Die 
Ruhezeit beginnt mit der Bestattung oder Bei-
setzung. Mit der Umbettung beginnt keine 
neue Ruhezeit.

(2)	� Ist zu befürchten, dass Leichen in Särgen aus 
Hartholz oder ähnlichem schwer verwesli-
chem Material innerhalb der Ruhezeit nicht 
ausreichend verwesen, so wird durch die 
Stadt eine längere Ruhezeit festgelegt.

§ 12 
Umbettungen

(1)	� Umbettungen von Leichen und Aschen bedür-
fen, unbeschadet sonstiger gesetzlicher Vor-
schriften, der vorherigen Zustimmung der 
Stadt. Bei Umbettungen von Leichen wird die 
Zustimmung nur bei Vorliegen eines wichtigen 
Grundes, in den ersten zehn Jahren der Ruhe-
zeit nur bei Vorliegen eines dringenden öffent-
lichen Interesses oder eines besonderen Här-
tefalles erteilt. Umbettungen sind innerhalb 
der Stadt nur mit Zustimmung der Stadt zuläs-
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sig. Nach Ablauf der Ruhezeit noch vorhan-
dene Leichen- und Aschenreste dürfen nur mit 
vorheriger Zustimmung der Stadt in belegte 
Grabstätten umgebettet werden. Umbettun-
gen von Öko-Urnen sind nicht möglich.

(2)	� Umbettungen erfolgen grundsätzlich nur auf 
Antrag. Antragsberechtigt ist bei Umbettun-
gen aus einem Reihengrab oder einem Urnen-
reihengrab der Verfügungsberechtigte, bei 
Umbettungen aus einem Wahlgrab oder ei-
nem Urnenwahlgrab der jeweilige Nutzungs-
berechtigte.

(3)	� In den Fällen des § 32 Absatz 1 Satz 3 und 
der Entziehung von Nutzungsrechten nach § 
32 Absatz 1 Satz 4 können Aschen, deren 
Ruhezeit noch nicht abgelaufen ist, von Amts 
wegen umgebettet werden. Im Übrigen ist die 
Stadt bei Vorliegen eines zwingenden öffent-
lichen Interesses berechtigt, Umbettungen 
vorzunehmen.

(4)	� Umbettungen lässt die Stadt selbst oder durch 
von ihr Beauftragte durchführen. Sie bestimmt 
den Zeitpunkt der Umbettung.

(5)	� Die Kosten der Umbettung und der Ersatz von 
Schäden, die an benachbarten Grabstätten 
und Anlagen durch eine Umbettung entste-
hen, haben die Antragsteller zu tragen, es sei 
denn, es liegt ein Verschulden der Stadt vor.

(6)	� Der Ablauf der Ruhezeit wird durch eine Um-
bettung nicht unterbrochen.

(7)	� Leichen und Aschen zu anderen als Umbet-
tungszwecken wieder auszugraben, bedarf 
einer behördlichen oder einer richterlichen 
Anordnung.

(8)	� Wird ein Wahlgrab durch Umbettung frei, so 
erlischt das Nutzungsrecht.

IV. Grabstätten 
 

§ 13 
Allgemeines

(1)	� Die Grabstätten sind Eigentum der Stadt. An 
ihnen können Rechte nur nach dieser Satzung 
erworben werden.

(2)	� Auf den Friedhöfen werden folgende Arten 
von Grabstätten zur Verfügung gestellt:

	 A)	� zulässige Grabarten auf dem Fried-
hof in der Schmidtmannstraße

Ruhe-
frist

Nut-
zungs-

zeit

Verlän-
gerung

a) Kinderwahlgrab 10 10 möglich

b) Erdreihengrab 15 15 nicht 
möglich

c) Erdwahlgrab 
(einstellig)

15 15 möglich

d) Erdwahlgrab 
(zweistellig)

15 15 möglich

e) Erdgemeinschafts-
grab (einstellig)

15 15 möglich

f) Erdgemeinschafts-
grab (zweistellig)

15 15 möglich

g) Urnenreihengrab 15 15 nicht 
möglich

h) anonymes Urnen-
gemeinschaftsgrab

15 15 nicht 
möglich

i) Urnenwahlgrab 15 15 möglich

j) Urnenwahlgrab im 
Olearium

15 15 möglich

k) Urnenwahlgrab  
für Mensch- 
Tierbestattung

15 15 möglich

l) pflegefreies  
Urnenwahlgrab  
für Mensch- 
Tierbestattung

15 15 möglich

m)Urnenpaargrab 15 15 möglich

n) Urnenpaargrab 
(Kreisanlage)

15 15 möglich

o) Urnengemein-
schaftsgrab  
(nur in Verbindung 
mit einem Dauer-
grabpflegevertrag)

15 15 möglich

p) Urnengemein-
schaftsgrab

15 15 nicht 
möglich

q) Urnengemein-
schaftsgrab im  
Erinnerungsgarten

15 15 nicht 
möglich

r) Baumbestattungs-
grab im Erinne-
rungsgarten

15 15 nicht 
möglich *

s) Baumhoroskop-
grab im Erinne-
rungsgarten

15 15 nicht 
möglich

t) private Kolum- 
barien auf  
Wahlgrabstätten

15 15 möglich

u) Patenschaftsgrab nach gesonderter 
Vereinbarung

v) Ehrengrab

	 * �in Verbindung mit einem Vorsorgevertrag können Aus-
nahmen zugelassen werden

	 B)	� zulässige Grabarten auf den Orts-
teilfriedhöfen von Drohndorf, 
Freckleben, Groß Schierstedt, 
Klein Schierstedt, Mehringen,  
Neu Königsaue, Schackenthal, 
Schackstedt, Westdorf, Wilsleben 
und Winningen

Ruhe-
frist

Nut-
zungs-

zeit

Verlän-
gerung

a) Kinderwahlgrab 10 10 möglich

b) Erdwahlgrab  
(einstellig)

15 15 möglich

c) Erdwahlgrab 
(zweistellig)

15 15 möglich

d) Urnenwahlgrab 15 15 möglich

e) anonymes Urnen-
gemeinschaftsgrab

15 15 nicht 
möglich

f) Urnenpaargrab 15 15 möglich

g) Patenschaftsgrab nach gesonderter 
Vereinbarung

h) Ehrengrab

(3)	� Es besteht kein Anspruch auf Verleihung oder 
Wiedererwerb von Nutzungsrechten an einer 
der Lage nach bestimmten Grabstätten, an 
Erd- und Urnenwahlgrabstätten, an pflegefrei-
en Erd- oder Urnengemeinschaftsanlagen so-
wie an Ehrengrabstätten oder auf Unverän-
derlichkeit der Umgebung.

(4)	� Grüfte, Grabgebäude und Kolumbarien müs-
sen den polizeilichen Erfordernissen entspre-

chen. Sie dürfen nur mit Genehmigung der 
Stadt angelegt oder erweitert werden. Ist zu-
gleich eine Baugenehmigung erforderlich, so 
ist die zuständige Baurechtsbehörde zustän-
dig.

(5)	� Grabstätten bedeutender Persönlichkeiten 
und Grabmale von künstlerischem oder ge-
schichtlichem Wert dürfen nur mit vorheriger 
Zustimmung der Stadt verändert oder entfernt 
werden.

(6)	� Die Grabstätte ist in ihrer Größe ortsüblich 
anzupassen. Insbesondere sind die Fluchten 
von Einfassungen einzuhalten.

(7)	� Auf den Ortsteilfriedhöfen werden, mit Aus-
nahme der Urnenhaine und der Gemein-
schaftsanlagen für Urnenpaargrabstätten, 
ausschließlich Wahlgrabstellen zur Verfü-
gung gestellt. 

(8)	� Für bereits vorhandene Grabstellen gilt bei 
Mehrfachbelegungen nach alter Friedhofssat-
zung der Bestandsschutz.

§ 14 
Reihengräber

(1)	� Reihengräber sind Grabstätten für Erdbestat-
tungen, die der Reihe nach belegt und erst im 
Todesfall für die Dauer der Ruhezeit des zu 
Bestattenden zugeteilt werden. Eine Verlänge-
rung der Ruhezeit ist nicht möglich. Verfü-
gungsberechtigt sind in nachstehender Rei-
henfolge:

	 a)	� derjenige, der für die Bestattung sorgen 
muss (§ 14 Absatz 2 BestattG LSA);

	 b)	 derjenige, der sich dazu verpflichtet hat;
	 c)	 der Inhaber der tatsächlichen Gewalt.

(2)	� In jedem Reihengrab wird nur eine Leiche be-
stattet, sofern in der Anlage zu dieser Satzung 
nichts Abweichendes geregelt ist.

(3)	� Ein Reihengrab kann auch nach Ablauf der 
Ruhezeit nicht in ein Wahlgrab umgewandelt 
werden.

(4)	� Das Abräumen von Reihengrabfeldern oder 
Teilen von ihnen nach Ablauf der Ruhezeit 
wird drei Monate vorher öffentlich oder durch 
Hinweis auf dem betreffenden Grabfeld be-
kannt gegeben.

(5)	� Die Absätze 1 bis 4 gelten für Urnenreihen-
gräber entsprechend, sofern sich aus dieser 
Friedhofssatzung nichts anderes ergibt.

§ 15 
Wahlgräber

(1)	 Wahlgräber sind Grabstätten für Erdbestat-
tungen, an denen auf Antrag ein Nutzungsrecht 
verliehen wird. Das Nutzungsrecht wird durch 
Verleihung begründet. Nutzungsberechtigter ist 
die durch die Verleihung bestimmte Person.

(2)	� Nutzungsrechte an Wahlgräbern werden auf 
Antrag unter Beachtung der Regelungen des 
§ 11 Abs. 1 verliehen. Die erneute Verleihung 
eines Nutzungsrechtes ist nur auf Antrag und 
nur für die gesamte Wahlgrabstätte möglich.

(3)	� Ein Anspruch auf Verleihung oder erneute Ver-
leihung eines Nutzungsrechtes besteht nicht.

(4)	� Bei einstelligen Wahlgräbern sind eine Erdbe-
stattung und 1 Urnenbeisetzungen, bei zwei-
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stelligen Wahlgräbern zwei Erdbestattungen 
und 3 Urnenbeisetzungen zugelassen.

(5)	� Das Nutzungsrecht entsteht nach Zahlung der 
fälligen Gebühr mit Aushändigung der Verlei-
hungsurkunde.

(6)	� Während der Nutzungszeit darf eine Bestat-
tung nur stattfinden, wenn die Ruhezeit die 
Nutzungszeit nicht übersteigt oder das Nut-
zungsrecht mindestens für die Zeit bis zum 
Ablauf der gesetzlichen Ruhezeit erneut ver-
liehen worden ist.

(7)	� Schon bei der Verleihung des Nutzungsrech-
tes soll der Erwerber für den Fall seines Able-
bens seinen Nachfolger im Nutzungsrecht 
bestimmen und ihm das Nutzungsrecht durch 
schriftlichen Vertrag übertragen, der erst im 
Zeitpunkt des Todes des Übertragenden wirk-
sam wird. Wird bis zu seinem Ableben keine 
derartige Regelung getroffen, geht das Nut-
zungsrecht in nachstehender Reihenfolge auf 
die Angehörigen des verstorbenen Nutzungs-
berechtigten mit deren Zustimmung über:

	 a)	� auf den überlebenden Ehegatten oder 
eingetragenen Lebenspartner, und zwar 
auch dann, wenn Kinder aus einer frühe-
ren Ehe vorhanden sind;

	 b)	 auf die Kinder;
	 c)	 auf die Stiefkinder;
	 d)	� auf die Enkelkinder in der Reihenfolge der 

Berechtigung ihrer Väter oder Mütter;
	 e)	 auf die Eltern;
	 f)	 auf die vollbürtigen Geschwister;
	 g)	 auf die Stiefgeschwister;
	 h)	� auf die nicht unter a) bis g) fallenden Er-

ben.
	� Innerhalb der einzelnen Gruppen b) bis d) 

und f) bis h) wird der jeweils Älteste Nutzungs-
berechtigter.

(8)	� Ist der Nutzungsberechtigte an der Wahrung 
seines Nutzungsrechts verhindert oder übt er 
das Nutzungsrecht nicht aus, so tritt der nächs-
te in der Reihenfolge nach Absatz 7 Satz 2 an 
seine Stelle.

(9)	� Jeder, auf den ein Nutzungsrecht übergeht, 
kann durch Erklärung gegenüber der Stadt 
auf das Nutzungsrecht verzichten, dieses geht 
auf die nächste Person in der Reihenfolge des 
Absatzes 7 über.

(10)	� Der Nutzungsberechtigte kann mit Zustim-
mung der Stadt das Nutzungsrecht auf eine 
der in Absatz 7 Satz 2 genannten Personen 
übertragen.

(11)	� Der Nutzungsberechtigte hat im Rahmen der 
Friedhofssatzung und der dazu ergangenen 
Regelungen das Recht, in der Wahlgrabstät-
te bestattet zu werden und über die Bestat-
tung sowie über die Art der Gestaltung und 
der Pflege der Grabstätte zu entscheiden. 
Verstorbene, die nicht zu dem Personenkreis 
des Absatzes 7 Satz 2 gehören, dürfen in 
der Grabstätte nicht bestattet werden. Die 
Stadt kann bei Vorliegen eines wichtigen 
Grundes Ausnahmen zulassen.

(12)	� Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstät-
ten kann jederzeit, an teilbelegten Grabstät-
ten erst nach Ablauf der letzten Ruhezeit, 
zurückgegeben werden. Ein Verzicht ist nur 
für die gesamte Grabstätte möglich.

(13)	� Mehrkosten, die der Stadt beim Ausheben 
des Grabes zu einer weiteren Bestattung 
durch die Entfernung von Grabmalen, Fun-
damenten und sonstigen Grabausstattungen 
entstehen, hat der Nutzungsberechtigte zu 
erstatten, falls er nicht rechtzeitig selbst für 
die Beseitigung dieser Gegenstände sorgt.

(14)	� Auf die Beendigung des Nutzungsrechts 
wird der jeweilige Nutzungsberechtigte 
zwei Monate vor Ablauf schriftlich hingewie-
sen. Falls er nicht bekannt ist oder nicht ohne 
weiteres ermittelt werden kann, gilt ein Hin-
weis auf der Grabstätte als Benachrichti-
gung.

(15)	� Die Nutzungsrechte an Kinderwahlgräbern 
werden für die die Dauer von 10 Jahren 
(Nutzungszeit) verliehen und können auf An-
trag verlängert werden. 

(16)	� Die Nutzungsrechte an Urnenwahlgräbern 
werden für die die Dauer von 15 Jahren 
(Nutzungszeit) verliehen und können auf An-
trag verlängert werden. Es ist eine Belegung 
von bis zu vier Urnen zugelassen.

(17)	� Der Nutzungsberechtigte ist verpflichtet, et-
waige Wohnungswechsel der Friedhofsver-
waltung unverzüglich schriftlich mitzuteilen.

(18)	� Aus dem Nutzungsrecht ergibt sich die Pflicht 
zur Anlage und Pflege der Grabstätte.

(19)	� Urnenwahlstellen für Mensch- und Haustier-
bestattungen können nur in besonders aus-
gewiesenen Bereichen angelegt werden. Er 
besteht die Möglichkeit, 2 Urnen mit mensch-
licher Totenasche sowie 2 Urnen mit der 
Asche von Haus- bzw. Heimtieren beizuset-
zen. Die Beisetzung der Tierurnen setzt nicht 
den Tod eines Menschen voraus und kann 
daher bereits zu Lebzeiten vorgenommen 
werden.

§ 16 
Urnengemeinschaftsanlagen  

(Urnenhain – anonym)

(1)	� Die Urnengemeinschaftsanlagen sind Grab-
anlagen für die Beisetzung von Urnen inner-
halb einer Rasenfläche.

(2)	� Die Bestattung erfolgt ohne Teilnahme der 
Angehörigen. Der Bestattungsplatz wird nicht 
bekannt gegeben und nicht gekennzeichnet.

(3)	 Diese Grabanlagen sind Dauergrabanlagen. 

(4)	 Umbettungen sind nicht möglich.

(5)	� Für die Grabstätte und die spätere Pflege der 
Anlagen ist eine einmalige Gebühr zu zahlen.

§ 17 
A) Urnengemeinschaftsgrabanlage 

(UGA)

(1)	� Urnengemeinschaftsgrabanlagen sind Grab-
stätten für die Beisetzung von Urnen. Die Be-
stattungsfläche ist mit Pflanzen gestaltet.

(2)	 Diese Grabanlage ist eine Dauergrabanlage. 

(3)	 Umbettungen sind nicht möglich.

(4)	� Für die Grabstätte, Grabmalbeschriftung und 
die spätere Pflege dieser Anlage ist eine ein-
malige Gebühr zu zahlen.

(5)	� Die Grabstätten sind mit einem oder mehreren 
Grabmalen ausgestattet. Auf den Grabmalen 
werden die Namen der dort bestatteten Per-
sonen aufgeführt.

B) Urnengemeinschaftsgrabanlage 
(UGA – mit Namensnennung)  

nur in Verbindung mit einem Dauer-
grabpflegevertrag

(1)	� Urnengemeinschaftsgrabanlagen sind Grab-
stätten für die Beisetzung von Urnen. 

(2)	� Bei dieser Grabstättenart ist die Vergabe nur 
in Verbindung mit Abschluss eines Dauergrab-
pflegevertrages (Treuhandstelle für Dauer-
grabpflege, Niedersachsen/Sachsen-Anhalt 
GmbH) möglich.

(3)	� Die Grabstätten sind mit einem oder mehreren 
Grabmalen ausgestattet. Auf den Grabmalen 
sind die Namen der dort bestatteten Personen 
aufgeführt.

(4)	 Diese Grabanlage ist eine Dauergrabanlage. 

(5)	 Umbettungen sind nicht möglich.

C) Urnengemeinschaftsgrabanlage im 
Erinnerungsgarten

(1)	� Urnengemeinschaftsgrabanlagen sind Grab-
stätten für die Beisetzung von Urnen. Die Ge-
meinschaftsanlage befindet sich im „Erinne-
rungsgarten“ und ist mit Pflanzen gestaltet.

(2)	 Diese Grabanlage ist eine Dauergrabanlage. 

(3)	 Umbettungen sind nicht möglich.

(4)	� Für die Grabstätte und die spätere Pflege die-
ser Anlage ist eine einmalige Gebühr zu zah-
len.

(5)	� Jede Grabstelle ist mit einer Stele ausgestattet. 
Daran können die Hinterbliebenen Tafeln für 
die Verstorbenen anbringen lassen. Für diese 
Tafeln gelten Gestaltungsvorschriften, die von 
den Steinmetzen einzuhalten sind.  Die dabei 
anfallenden Kosten sind durch den Nutzungs-
berechtigten selbst zu tragen.

D) Baumbestattungsgrab im  
Erinnerungsgarten

(1)	� Baumbestattungsgräber sind für die Beiset-
zung von Urnen bestimmt. Die Gemeinschafts-
anlage befindet sich im „Erinnerungsgarten“ 
und ist mit Pflanzen gestaltet.

(2)	 Diese Grabanlage ist eine Dauergrabanlage. 

(3)	 Umbettungen sind nicht möglich.

(4)	� Für die Grabstätte und die spätere Pflege  
dieser Anlage ist eine einmalige Gebühr zu 
zahlen.

(5)	� Die Grabstätten müssen mit einem Grabmal, 
welches in Form, Farbe und Material vorge-
schrieben ist, ausgestattet werden.

E) Baumhoroskopgrab im  
Erinnerungsgarten

(1)	� Baumhoroskopgräber sind Grabstätten für 
die Beisetzung von Urnen. Die Gemein-
schaftsanlage befindet sich im „Erinnerungs-
garten“ und ist mit Pflanzen gestaltet.

(2)	 Diese Grabanlage ist eine Dauergrabanlage. 
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(3)	 Umbettungen sind nicht möglich.

(4)	� Für die Grabstätte und die spätere Pflege die-
ser Anlage ist eine einmalige Gebühr zu zah-
len. 

(5)	� Jede Grabstelle ist mit einer Stele ausgestattet. 
Daran können die Hinterbliebenen Tafeln für 
die Verstorbenen anbringen lassen. Für diese 
Tafeln gelten Gestaltungsvorschriften, die von 
den Steinmetzen einzuhalten sind.  Die dabei 
anfallenden Kosten sind durch den Nutzungs-
berechtigten selbst zu tragen.

§ 18 
Erdgemeinschaftsgrabanlagen (EGA)

(1)	� In Erdgemeinschaftsgrabanlagen erfolgen 
einzelne oder doppelte Sargbestattungen der 
Reihe nach innerhalb einer Bestattungsfläche.

(2)	� Zusätzlich zum Sarg können bei einem einzel-
nen Grab eine Urne und bei einem doppelten 
Grab drei Urnen mit beigesetzt werden.

(3)	� Ein Erwerb des Nutzungsrechtes kann auch 
bereits zu Lebzeiten erfolgen.

(4)	� Das Nutzungsrecht wird für 15 Jahre verge-
ben. Die Verlängerung des Nutzungsrechtes 
ist insofern möglich, damit bei einer Doppel-
stelle die zweite Sargbeisetzung unter Berück-
sichtigung der Einhaltung der Ruhefrist von 15 
Jahren erfolgen kann.

(5)	� Für die Grabstätte und die spätere Pflege ist 
eine einmalige Gebühr zu zahlen.

(6)	� Das Grabstelle muss mit einem Grabmal, in 
Form eines schräg in der Bestattungsfläche 
aufgestellten Grabsteins mit einer Größe von 
30 x 40 cm, ausgestattet werden. Diese Kos-
ten sind durch den Nutzungsberechtigten zu 
tragen.

§ 19 
Gemeinschaftsanlagen für Urnenwahl-

grabstätten (Olearien)

(1)	� In den Gemeinschaftsanlagen für Urnenwahl-
grabstätten können pro Grabstätte 4 Urnen-
beisetzungen erfolgen.

(2)	� Ein Erwerb des Nutzungsrechtes kann auch 
bereits zu Lebzeiten erfolgen.

(3)	� Das Nutzungsrecht wird für 15 Jahre verge-
ben. Die Verlängerung des Nutzungsrechtes 
ist insofern möglich, damit die weiteren Urnen-
beisetzungen unter Berücksichtigung der Ein-
haltung der Ruhefrist von 15 Jahren erfolgen 
können.

(4)	� Die Grabfläche ist mit einer einheitlichen Be-
pflanzung gestaltet.

(5)	� Für die Grabstätte, Gestaltung der Grabstelle 
und die spätere Pflege ist eine einmalige Ge-
bühr zu zahlen.

(6)	� Jede Grabstelle ist mit einer Stele ausgestattet. 
Daran können die Hinterbliebenen Tafeln für 
die Verstorbenen anbringen lassen. Für diese 
Tafeln gelten Gestaltungsvorschriften, die von 
den Steinmetzen einzuhalten sind. Die dabei 
anfallenden Kosten sind durch den Nutzungs-
berechtigten selbst zu tragen.

§ 20 
Gemeinschaftsanlagen für Urnenpaar-

grabstätten (UGP)

(1)	� In den Gemeinschaftsanlagen für Urnenpaar-
grabstätten können pro Beisetzungsplatz 
zwei Urnenbeisetzungen in einer Pflanzfläche 
erfolgen. 

(2)	� Ein Erwerb des Nutzungsrechtes kann auch 
bereits zu Lebzeiten erfolgen.

(3)	� Das Nutzungsrecht wird für 15 Jahre verge-
ben. Die Verlängerung des Nutzungsrechtes 
ist insofern möglich, damit die zweite Urnen-
beisetzung unter Berücksichtigung der Einhal-
tung der Ruhefrist von 15 Jahren erfolgen 
kann.

(4)	� Für die Bestattung und die spätere Pflege ist 
eine einmalige Gebühr zu zahlen.

(5)	� Es muss ein Grabmal mit einer maximalen 
Größe von 30 x 30 cm oder 30 x 40 cm im 
Winkel von 60 Grad entsprechend der Mus-
tervorgaben der Friedhofsverwaltung aufge-
stellt werden. Die anfallenden Kosten und 
Gebühren sind durch die Angehörigen selbst 
zu tragen.

§ 21 
Gemeinschaftsanlagen für Urnenpaar-

grabstätten (UGP-Kreisanlage)

(1)	� In den Gemeinschaftsanlagen für Urnenpaar-
grabstätten können pro Beisetzungsplatz 
zwei Urnenbeisetzungen in einer Pflanzfläche 
erfolgen. 

(2)	� Ein Erwerb des Nutzungsrechtes kann auch 
bereits zu Lebzeiten erfolgen.

(3)	� Das Nutzungsrecht wird für 15 Jahre verge-
ben. Die Verlängerung des Nutzungsrechtes 
ist insofern möglich, damit eine weitere Urnen-
beisetzung unter Berücksichtigung der Einhal-
tung der Ruhefrist von 15 Jahren erfolgen 
kann.

(4)	� Die Grabfläche ist mit einer einheitlichen Be-
pflanzung gestaltet.

(5)	� Für die Grabstätte, Gestaltung der Grabstelle 
und die spätere Pflege ist eine einmalige Ge-
bühr zu zahlen.

(6)	� Jede Grabstelle ist mit einer Stele ausgestattet. 
Daran können die Hinterbliebenen Tafeln für 
die Verstorbenen anbringen lassen. Für diese 
Tafeln gelten Gestaltungsvorschriften, die von 
den Steinmetzen einzuhalten sind.  Die dabei 
anfallenden Kosten sind durch den Nutzungs-
berechtigten selbst zu tragen.

§ 22  
Private Kolumbarien auf  

Wahlgrabstellen

(1)	� Nutzungsberechtigte dürfen mit Zustimmung 
der Stadt auf Wahlgräbern private Kolumba-
rien mit verschließbaren Urnennischen errich-
ten. 

(2)	� Die Anzahl der Urnen richtet sich nach der 
Belegungsgröße der jeweiligen Grabstelle. 

(3)	� Die Genehmigung eines privaten Kolumbari-

ums kann nur auf dafür vorgesehenen Flächen 
auf schriftlichen Antrag hin erfolgen. Ein An-
spruch auf Genehmigung besteht nicht.

(4)	� Ist zugleich eine Baugenehmigung erforder-
lich, so ist die zuständige Baurechtsbehörde 
zuständig.

§ 23 
Patenschaftsgrabstätten

Patenschaftsgrabstätten sind Grabstätten mit er-
haltenswerten, historischen Grabmalanlagen. Zu 
der Nutzung und dem Erhalt dieser Grabstätten 
einschließlich Grabmalanlagen kann die Stadt 
gesonderte Vereinbarungen abschließen.

§ 24 
Ehrengrabstätten

Die Zuerkennung, die Anlage und die Unterhal-
tung von Ehrengräbern (einzeln oder in geschlos-
senen Feldern) obliegt ausschließlich der Stadt 
Aschersleben. 

V. Grabmale und Grabausstattungen 
 

§ 25 
Allgemeine Gestaltungsvorschriften

(1)	� Jede Grabstätte ist so zu gestalten und so der 
Umgebung anzupassen, dass die Würde des 
Friedhofes in seinen einzelnen Teilen und in 
seiner Gesamtanlage gewahrt wird.

(2)	� Die Stadt bzw. das Bestattungsunternehmen 
ist für eine Vor- und Nachbereitung einer Be-
stattung verantwortlich. Die Nachbereitung 
einer Bestattung erfolgt nach 4 Wochen. Die-
se Regelung trifft nicht für die Wintermonate 
zu, da in dieser Zeit witterungsbedingt In-
standsetzungsarbeiten nur bedingt möglich 
sind. Die Frist von 4 Wochen gilt nicht für Be-
stattungen in einer Gemeinschaftsanlage 
oder in Gemeinschaftsgrabstätten.

	� Für Absackungen nach der Nachbereitung 
einer Bestattung übernimmt die Stadt Aschers-
leben keine Haftung.

(3)	� Die Stadt kann für Grabfelder aus gestalteri-
schen Gründen Form, Material und Bearbei-
tung sowie Maße der Grabmale und die Ge-
staltung der Grabfläche vorschreiben (Gestal-
tungsrichtlinien).

(4)	� Auf den Pflanzflächen der Grabstätten dürfen 
keine Pflanzen verwendet werden, die sofort 
oder später benachbarte Grabstätten oder 
Wege beeinträchtigen.

§ 26 
Besondere Gestaltungsvorschriften

(1)	� Die Grabmale müssen in ihrer Gestaltung, Be-
arbeitung und Anpassung der Würde des 
Ortes entsprechen.

(2)	� Für Grabmale dürfen nur Steine, Holz, 
Schmiedeeisen, Bronze oder Glas verwendet 
werden. Die Verwendung von Kunststoffen ist 
verboten. 

(3)	� Auf Grabstätten für Erdbeisetzungen sind ste-
hende Grabmale aus Materialien bis zu fol-
genden Größen zulässig:
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Grabart Stein-
form

Steinmaße
Breite 

cm
Höhe

cm
Stärke 

cm

Kinder-
grab

Stele
Kissen

40–45
35

80–100
35

14–16
10–12

Erd- 
reihen-
grab

Stele
Platte
Kissen

40–45
40–45
50–40

80–100
60–100

14–16
10–15
10–15

Erdwahl-
grab

Stele
Breitstein
Platte
Kissen

40–50
120–140
40–45
50–40

80–100
65–75
60–100

14–18
18–25
10–15
10–15

Urnenrei-
hengrab

Kissen
Stele

40–45
40–45

50
80–100

10–15
14–16

Urnen-
wahl- 
grab

Kissen
Pfeiler
Stele

40–45
30–40
40–50

50
80–100
80–100

10–15
30–40
14–16

	� In den Belegungsplänen können liegende 
Grabmale bis zur Größe der Grabbeete zu-
gelassen oder vorgeschrieben werden. Lie-
gende Grabmale sind nicht in Verbindung mit 
stehenden Grabmalen zulässig.

(4)	� Grabeinfassungen aus Stein, Holz, Metall 
und Pflanzen sind zulässig, nicht jedoch aus 
Kunststoff.

(5)	� Die Stadt kann für bestimmte Grabfelder in 
sogenannten Belegungs- und Grabmalplänen 
besondere Gestaltungsvorschriften festlegen.

(6)	� Das Auslegen mit wasserundurchlässiger Fo-
lie oder Kunstteppichen ist nicht gestattet.

(7)	� Soweit es die Stadt unter Berücksichtigung 
künstlerischer Anforderungen für vertretbar 
hält, kann sie Ausnahmen zulassen.

§ 27 
Genehmigungserfordernis

(1)	� Die Errichtung und jede Veränderung von 
Grabmalen bedarf der vorherigen schriftli-
chen Genehmigung der Stadt. Sie muss be-
reits vor der Anfertigung oder der Verände-
rung der Grabmale eingeholt werden. Auch 
provisorische Grabmale sind zustimmungs-
pflichtig, soweit sie größer als 15 cm x 30 cm 
sind. Ohne Genehmigung sind bis zur Dauer 
von einem Jahr nach der Bestattung oder Bei-
setzung provisorische Grabmale als Holzta-
feln bis zur Größe von 15 cm x 30 cm oder 
Hochkreuze bis 80 cm Höhe zulässig. Die 
Anträge sind durch die Verfügungsberechtig-
ten zu stellen.

(2)	� Dem Antrag ist die Zeichnung über den Ent-
wurf des Grabmals mit Grundriss und Seiten-
ansicht im Maßstab 1:10 zweifach beizufü-
gen. Dabei sind das zu verwendende Materi-
al, seine Bearbeitung, der Inhalt und die An-
ordnung der Schrift, der Ornamente und 
Symbole sowie die Fundamentierung anzuge-
ben. Soweit erforderlich, kann die Stadt 
Zeichnungen der Schrift, der Ornamente und 
der Symbole im Maßstab 1:1 unter Angabe 
des Materials, seiner Bearbeitung und der 
Form verlangen. 

(3)	� Die Errichtung und jede Veränderung aller 
sonstigen Grabausstattungen bedürfen eben-
falls der vorherigen schriftlichen Genehmi-
gung der Stadt. 

	 Absatz 2 gilt entsprechend.

(4)	� Die Genehmigung erlischt, wenn das Grab-
mal oder die sonstige Grabausstattung nicht 
innerhalb von zwei Jahren nach Erteilung der 
Genehmigung errichtet worden ist.

(5)	� Wird ein Grabmal oder eine sonstige Grab-
ausstattung ohne Genehmigung der Stadt er-
richtet oder geändert oder nicht nach den 
vorgelegten Entwürfen ausgeführt, kann die 
Stadt die Beseitigung oder Änderung des 
Grabmals oder der sonstigen Grabausstat-
tung innerhalb einer angemessenen Frist ver-
langen. Kommt der Verpflichtete diesem Ver-
langen nicht nach, kann die Stadt die Beseiti-
gung oder Änderung auf dessen Kosten vor-
nehmen lassen.

(6)	� Die Grabmale sind so zu liefern, dass sie vor 
ihrer Aufstellung von der Stadt überprüft wer-
den können.

(7)	� Bei der Anbringung eines QR-Codes oder ei-
nes anderen vergleichbaren maschinenlesba-
ren Verweises ist der Inhalt der hinterlegten 
Internetseite zum Zeitpunkt des Antrags voll-
ständig anzugeben.

(8)	� Das Anbringen von Firmenschildern an Grab-
steinen oder auf Grabstellen ist nur gestattet, 
sofern das Schild eine Größe von 5 cm x 10 
cm nicht überschreitet.

(9)	�� Für die Genehmigung von Grabmalen und 
Grabeinfassungen auf den Friedhöfen der 
Stadt Aschersleben, werden Gebühren nach 
der jeweils geltenden Friedhofsgebührensat-
zungen erhoben.

§ 28 
Standsicherheit

(1)	� Die Grabmale und die sonstigen baulichen 
Anlagen müssen dauerhaft verkehrs- und 
standsicher sein. Sie sind entsprechend ihrer 
Größe nach den allgemein anerkannten Re-
geln der Baukunst zu fundamentieren und so 
zu befestigen, dass sie dauerhaft standsicher 
sind und auch beim Öffnen benachbarter 
Gräber nicht umstürzen oder sich senken kön-
nen.

(2)	� Maßgebendes Regelwerk ist ausschließlich 
die „Technische Anleitung zur Standsicherheit 
von Grabmalanlagen (TA Grabmal)“ der 
Deutschen Naturstein-Akademie (DENAK) in 
der jeweils geltenden Fassung.

(3)	� Die TA-Grabmal gilt für die Planung, Erstel-
lung/Ausführung, die Abnahmeprüfung und 
die jährliche Prüfung (Standsicherheitsprü-
fung) der Grabmalanlagen.

(4)	� Für alle neu errichtete, versetzte oder repa-
rierte Grabmale hat der Dienstleistungserbrin-
ger (in der Regel Steinmetz) oder sonstige 
Gewerbetreibende (mit gleichwertiger Quali-
fikation in Befestigungstechnik, Planung, Be-
rechnung und Ausführung von Gründungen) 
eine Abnahmeprüfung nach Ziffer 4 TA-Grab-
mal vorzunehmen. Die gleichwertige Qualifi-
kation ist der Friedhofsverwaltung nachzuwei-
sen.

(5) 	�Der Prüfablauf ist nachvollziehbar zu doku-
mentieren und der Friedhofsverwaltung nach-
zuweisen.

(6) 	�Wird kein Prüfprotokoll vorgelegt, kann die 
Friedhofsverwaltung ein Fachunternehmen im 
Wege der Ersatzvornahme mit der Abnahme-
prüfung beauftragen.

§ 29 
Unterhaltung

(1)	� Die Grabmale und die sonstigen Grabausstat-
tungen sind dauernd in würdigem und ver-
kehrssicherem Zustand zu halten und entspre-
chend zu überprüfen. Verantwortlich dafür ist 
bei Reihengrabstätten und Urnenreihengrab-
stätten der Verfügungsberechtigte, bei Wahl-
grabstätten und Urnenwahlgrabstätten der 
Nutzungsberechtigte.

(2)	� Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen 
und sonstigen Grabausstattungen gefährdet, 
so sind die für die Unterhaltung Verantwortli-
chen verpflichtet, unverzüglich Abhilfe zu 
schaffen. Bei Gefahr im Verzug kann die Stadt 
auf Kosten des Verantwortlichen Sicherungs-
maßnahmen (z. B. Umlegen von Grabmalen, 
Absperrungen) treffen. Wird der ordnungs-
widrige Zustand trotz schriftlicher Aufforde-
rung der Stadt nicht innerhalb einer jeweils 
festzusetzenden angemessenen Frist beseitigt, 
so ist die Stadt berechtigt, dies auf Kosten des 
Verantwortlichen zu tun oder nach dessen An-
hörung das Grabmal oder die sonstige Grab-
ausstattung zu entfernen. Die Stadt bewahrt 
diese Sachen drei Monate auf.

	� Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder 
nicht ohne weiteres zu ermitteln, so genügt ein 
sechswöchiger Hinweis auf der Grabstätte.

§ 30 
Entfernung

(1)	� Während des Ablaufjahres des Nutzungs-
rechtes an einer Grabstätte, werden die Nut-
zungsberechtigten rechtzeitig schriftlich da-
von in Kenntnis gesetzt. 

(2)	� Ist der Nutzungsberechtigte nicht bekannt 
oder nicht ohne besonderen Aufwand zu er-
mitteln, erfolgt vor der Einebnung eine fristge-
rechte amtliche Bekanntmachung.

(3)	� Läuft das Nutzungsrecht an einer Grabstätte 
auf den Friedhöfen der Stadt Aschersleben ab 
oder wird das Nutzungsrecht nicht verlängert, 
so wird die Grabstelle ausschließlich von der 
Stadt entfernt und dem Nutzungsberechtigten 
entsprechend der jeweils gültigen Gebühren-
satzung darüber ein Gebührenbescheid er-
stellt.

(4)	� Die abgeräumten Sachen fallen entschädi-
gungslos in die Verfügungsgewalt der Stadt.

VI. Herrichten und Pflege der  
Grabstätte 

 
§ 31 

Allgemeines

(1)	� Alle Grabstätten müssen der Würde des Or-
tes entsprechend hergerichtet und dauernd 
gepflegt werden. Dies gilt entsprechend für 
den übrigen Grabschmuck. Verwelkte Blumen 
und Kränze sind von den Grabstätten zu ent-
fernen und an den dafür vorgesehenen Plät-
zen abzulagern.
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(2)	� Die Höhe und die Form der Grabhügel und 
die Art ihrer Gestaltung sind dem Gesamtcha-
rakter des Friedhofs, dem besonderen Cha-
rakter des Friedhofsteiles und der unmittelba-
ren Umgebung anzupassen. Die Grabstätten 
dürfen nur mit solchen Pflanzen bepflanzt 
werden, die andere Grabstätten und die öf-
fentlichen Anlagen und Wege nicht beein-
trächtigen. Das Pflanzen von Bäumen ist nicht 
gestattet.

(3)	� Werden benachbarte Gräber oder das Ge-
samtbild durch Sträucher beeinträchtigt, so 
kann die Stadt, sofern die Verantwortlichen 
der vorausgegangenen schriftlichen Auffor-
derung der Stadt nicht rechtzeitig Folge ge-
leistet haben, den Schnitt oder die völlige 
Beseitigung auf Kosten des Verantwortlichen 
anordnen.

(4)	� Für das Herrichten und für die Pflege hat der 
nach § 15 Absatz 1 Verantwortliche Sorge zu 
tragen. Die Verpflichtung erlischt erst mit dem 
Ablauf der Ruhezeit bzw. des Nutzungsrechts.

(5)	� Wahl- und Reihengrabstellen sind spätestens 
1 Jahr nach Belegung mit zugelassenem Ma-
terial nach § 26 Absatz 4 einzufassen und 
entsprechend Absatz 1 und 2 herzurichten.

(6) 	�Grabstätten werden nach Ablauf der Ruhezeit 
oder des Nutzungsrechts eingeebnet.

(7)	� Das Herrichten, die Unterhaltung und jede 
Veränderung der gärtnerischen Anlagen ob-
liegt ausschließlich der Stadt.

§ 32 
Vernachlässigung der Grabpflege

(1)	� Wird eine Grabstätte nicht ordnungsgemäß 
hergerichtet oder gepflegt, so hat der Verant-
wortliche (§ 15 Absatz 1) auf schriftliche Auf-
forderung der Stadt die Grabstätte innerhalb 
einer jeweils festgesetzten angemessenen 
Frist in Ordnung zu bringen. Ist der Verant-
wortliche nicht bekannt oder nicht ohne weite-
res zu ermitteln, so genügt ein dreimonatiger 
Hinweis auf der Grabstätte. Wird die Auffor-
derung nicht befolgt, so können Reihengrab-
stätten und Urnenreihengrabstätten von der 
Stadt abgeräumt, eingeebnet und eingesät 
werden. Bei Wahlgrabstätten und Urnenwahl-
grabstätten kann die Stadt in diesem Fall die 
Grabstätte auf Kosten des jeweiligen Nut-
zungsberechtigten im Wege der Ersatzvor-
nahme nach dem Verwaltungsvollstreckungs-
gesetz des Landes Sachsen-Anhalt in Ord-
nung bringen lassen oder das Nutzungsrecht 
ohne Entschädigung entziehen. In dem Entzie-
hungsbescheid ist der Nutzungsberechtigte 
aufzufordern, das Grabmal und die sonstigen 
Grabausstattungen innerhalb von drei Mona-
ten nach Unanfechtbarkeit des Entziehungs-
bescheides zu entfernen. Ist er nicht bekannt 
oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, genügt 
ein viermonatiger Hinweis auf der Grabstätte.

(2)	� Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Ab-
satz 1 Satz 1 entsprechend. Wird die Auffor-
derung nicht befolgt oder ist der Verantwortli-
che nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu 
ermitteln, kann die Stadt den Grabschmuck 
entfernen.

(3)	� Zwangsmaßnahmen nach Absatz 1 und 2 sind 
dem Verantwortlichen vorher anzudrohen.

VII. Trauerfeiern 
 

§ 33 
Trauerfeiern

(1)	� Die Trauerfeiern können in einem dafür be-
stimmten Raum, am Grab oder an einer ande-
ren im Freien dafür vorgesehenen Stelle 
durchgeführt werden.

(2)	� Sofern keine gesundheitlichen oder sonstige 
Bedenken bestehen, können die Angehörigen 
den Verstorbenen in dafür vorgesehenen 
Räumlichkeiten während der festgesetzten 
Zeiten sehen. Der Sarg ist spätestens eine hal-
be Stunde vor Beginn der Trauerfeier oder der 
Bestattung endgültig zu verschließen.

VIII. Haftung, Ordnungswidrigkeiten 
 

§ 34 
Obhuts- und Überwachungspflicht, Haf-

tung

(1)	� Der Stadt obliegen keine über die Verkehrssi-
cherungspflicht hinaus gehenden Obhuts- und 
Überwachungspflichten. Die Stadt haftet nicht 
für Schäden, die durch nichtsatzungsgemäße 
Benutzung der Friedhöfe, ihrer Anlagen und 
Einrichtungen, durch dritte Personen oder 
durch Tiere entstehen. Im Übrigen haftet die 
Stadt nur bei Vorsatz und grober Fahrlässig-
keit. Die Vorschriften über Amtshaftung blei-
ben unberührt.

(2)	� Verfügungsberechtigte und Nutzungsberech-
tigte haften für die schuldhaft verursachten 
Schäden, die infolge einer unsachgemäßen 
oder den Vorschriften der Friedhofssatzung 
widersprechenden Benutzung oder eines 
mangelhaften Zustands der Grabstätten ent-
stehen. Sie haben die Stadt von Ansprüchen 
Dritter freizustellen, die wegen solcher Schä-
den geltend gemacht werden. Gehen derarti-
ge Schäden auf mehrere Verfügungsberech-
tigte oder Nutzungsberechtigte zurück, so 
haften diese als Gesamtschuldner.

(3)	� Absatz 2 findet sinngemäß Anwendung auf 
die nach § 7 zugelassenen Dienstleister und 
für deren Bedienstete.

§ 35 
Ordnungswidrigkeiten

(1)	� Mit einer Geldbuße kann gemäß § 8 Abs. 6 
Satz 1 KVG LSA belegt werden, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig:

	 1.	� die Friedhöfe entgegen der Vorschrift des 
§ 5 betritt;

	 2.	� entgegen § 6 Abs. 1 sich als Besucher 
nicht der Würde des Friedhofes entspre-
chend verhält oder Anordnungen des 
Friedhofspersonals nicht befolgt;

	 3.	 entgegen § 6 Abs. 3
		  a)	� Uniformen, Uniformteile oder gleich-

artige Kleidungsstücke als Ausdruck 
gemeinsamer politischer Gesinnung 
trägt,

		  b)	� die Wege mit Fahrzeugen aller Art 
befährt (außer Fahrzeuge der Stadt 
und für den Friedhof zugelassene 
Dienstleister mit den zugelassenen 
Fahrzeugen und Hinterbliebene mit 

einer Fahrgenehmigung sowie moto-
risierte Krankenfahrstühle und Fahrrä-
der),

		  c)	� Waren aller Art (insbesondere Blu-
men und Kränze) verkauft sowie 
Dienstleistungen anbietet,

		  d)	� an Sonn- und Feiertagen oder in der 
Nähe einer Bestattung Arbeiten aus-
führt,

		  e)	� zu nicht privaten Zwecken Film-, Foto- 
oder Videoaufnahmen erstellt oder 
verwertet,

		  f)	 Druckerzeugnisse verteilt,
		  g)	� den Friedhof und seine Einrichtungen, 

Anlagen und Grabstätten verunrei-
nigt oder beschädigt oder Grabstät-
ten oder Grabeinfassungen unbe-
rechtigt betritt,

		  h)	� Hunde nicht an der kurzen Leine 
(max. 2 m) führt,

		  i)	� Abraum und Abfälle außerhalb der 
dafür bestimmten Stellen ablagert 
oder friedhofsfremden Abraum oder 
Abfälle ablagert,

		  j)	� Blumen, Pflanzen, Sträucher, Erde 
und dergleichen widerrechtlich ent-
fernt,

		  k)	� Blumen oder Zweige abschneidet 
bzw. abreißt,

		  l)	 lärmt, spielt, isst, trinkt oder lagert;
		  m)	� Rasenwege zwischen den einzelnen 

Grabreihen bekiest oder in sonstiger 
Weise unter Beeinträchtigung der 
Grasnarbe befestigt;

		  n)	� Verunreinigungen, insbesondere 
Hundekot, hinterlässt,

	 4.	� entgegen § 6 Abs. 4 Totengedenkfeiern 
oder andere nicht mit einer Bestattung 
zusammenhängende Veranstaltungen 
auf dem Friedhof (insbesondere öffentli-
che Versammlungen und Aufzüge) ohne 
Ausnahmegenehmigung der Stadt durch-
führt;

	 5.	� als Dienstleistungserbringer entgegen § 7 
Abs. 2, 3 oder 6 die Erbringung von 
Dienstleistungen nicht oder nicht ord-
nungsgemäß spätestens mit dem Ab-
schluss der Arbeiten mitteilt den Anord-
nungen des Friedhofspersonals nicht Fol-
ge leistet, außerhalb der festgesetzten 
Zeit Arbeiten durchführt oder Werkzeuge 
oder Materialien unzulässig lagert;

	 6.	� entgegen § 27 ohne vorherige Zustim-
mung Grabmale oder bauliche Anlagen 
errichtet, verändert oder entfernt;

	 7.	� Grabstätten entgegen § 31 nicht oder 
nicht ordnungsgemäß herrichtet oder 
pflegt;

	 8.	� Grabstätten entgegen § 32 vernachläs-
sigt.

(2)	� Die Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 
8 Abs. 6 Satz 2 KVG LSA mit einer Geldbuße 
von bis zu 5.000 Euro geahndet werden.
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IX. Bestattungsgebühren 
 

§ 36 
Gebühren

Für die Inanspruchnahme der Friedhöfe ein-
schließlich der Friedhofsleistungen sowie die Zu-
lassung gewerblicher Arbeiten werden Gebühren 
nach Maßgabe der Gebührensatzungen für die 
Friedhöfe der Stadt Aschersleben in der jeweils 
gültigen Fassung erhoben.

§ 37 
Alte Rechte

(1)	� Bei Grabstätten, über welche die Stadt bei 
Inkrafttreten dieser Satzung bereits verfügt 
hat, richten sich die Nutzungszeit und die Ge-
staltung nach den bisherigen Vorschriften.

(2)	� Die vor dem Inkrafttreten dieser Satzung ent-
standenen Nutzungsrechte von unbegrenzter 
oder unbestimmter Dauer werden auf zwei 
Nutzungszeiten nach § 11 Abs. 1 oder § 15 
Abs. 15 dieser Satzung seit Erwerb begrenzt. 
Sie enden jedoch nicht vor Ablauf eines Jah-
res nach Inkrafttreten dieser Satzung und der 
Ruhezeit der zuletzt beigesetzten Leiche oder 
Asche.

(3)	 Im Übrigen gilt diese Satzung.

§ 38 
Gleichstellungsklausel

Die Funktions- und Personenbezeichnungen gel-
ten jeweils in ihrer weiblichen und männlichen 
Form.

§ 39 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Friedhofssatzung der Stadt 
Aschersleben vom 29.11.2017 außer Kraft.

Aschersleben, den 26.11.2020

Michelmann
Oberbürgermeister		  Dienstsiegel

SATZUNG 
über die Erhebung von Gebühren für die 

Benutzung des Friedhofs 
Schmidtmannstraße der Stadt 

Aschersleben 
(Friedhofsgebührensatzung)

Aufgrund der §§ 8, 11 und 45 Absatz 2 Ziffer 1 
des Kommunalverfassungsgesetzes (KVG LSA) 
vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
02.11.2020 (GVBl. LSA S. 630) sowie der §§ 2 
und 5 des Kommunalabgabengesetzes (KAG-
LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13.12.1996 (GVBl. LSA S. 405), zuletzt geändert 
durch § 1 des Gesetzes vom 27.09.2019 (GVBl. 
LSA S. 284), hat der Stadtrat der Stadt Aschersle-
ben in seiner Sitzung am 25.11.2020 folgende 
Satzung über die Erhebung von Gebühren für die 
Benutzung des Friedhofs Schmidtmannstraße der 

Stadt Aschersleben (Friedhofsgebührensatzung) 
beschlossen:

§ 1 
Gebührenpflicht

(1)	� Für die Benutzung des Friedhofs Schmidt-
mannstraße der Stadt Aschersleben und sei-
ner Einrichtungen sowie für Leistungen der 
Friedhofsverwaltung werden Gebühren nach 
Maßgabe der folgenden Bestimmungen erho-
ben.

(2)	� Die Höhe der Verwaltungs- und Benutzungs-
gebühren richtet sich nach dem als Anlage zu 
dieser Satzung beigefügten Gebührenver-
zeichnis.

(3)	� Für zusätzliche, besonders gewünschte Leis-
tungen, die durch diese Satzung nicht erfasst 
werden, setzt die Stadt Aschersleben ein Ent-
gelt nach dem tatsächlichen Aufwand fest.

§ 2 
Gebührenschuldner

(1)	 Zur Zahlung der Verwaltungsgebühren ist der-
jenige verpflichtet,

	 1.	� der die Amtshandlung veranlasst hat oder 
in dessen Interesse sie vorgenommen 
wird;

	 2.	� der die Gebührenschuld gegenüber der 
Stadt durch schriftliche Erklärung über-
nommen hat oder für die Gebührenschuld 
eines Anderen kraft Gesetzes haftet.

(2)	� Zur Zahlung der Benutzungsgebühr ist derje-
nige verpflichtet,

	 1.	� der die Benutzung der Friedhofseinrich-
tungen beantragt,

	 2.	� der die Bestattungskosten zu tragen hat 
(§ 1968 BGB).

(3)	� Mehrere Gebührenpflichtige haften als Ge-
samtschuldner.

§ 3 
Entstehen und Fälligkeit der Gebühren

(1)	 Die Gebührenschuld entsteht:

	 a)	� bei Verwaltungsgebühren mit der Beendi-
gung der Amtshandlung;

	 b)	� bei Benutzungsgebühren mit der Inan-
spruchnahme der Friedhofseinrichtungen 
und bei Grabnutzungsgebühren mit der 
Verleihung des Nutzungsrechts.

(2)	� Die Verwaltungsgebühren werden mit der Be-
kanntgabe der Gebührenfestsetzung an den 
Gebührenschuldner, die Grabnutzungsge-
bühren für Wahlgräber mit der Aushändigung 
der Urkunde über die Verleihung des Nut-
zungsrechts und die übrigen Benutzungsge-
bühren einen Monat nach der Gebührenfest-
setzung fällig, sofern im Gebührenbescheid 
nichts Abweichendes geregelt ist.

(3)	� Wird ein Antrag auf Leistung oder Benutzung 
einer Einrichtung zurückgenommen, nachdem 
mit der Leistung oder der Nutzung begonnen 
wurde, wird die Gebühr in voller Höhe erho-
ben.

(4)	� In besonderen Fällen können Vorauszahlun-
gen als Sicherheitsleistungen verlangt wer-
den, die fünfzig v. Hundert der Gebühren 

nach dem Gebührenverzeichnis dieser Sat-
zung betragen.

(5)	� Rückständige Gebühren werden im Verwal-
tungszwangsverfahren beigetrieben.

§ 4 
Stundung und Erlass von Gebühren

Ansprüche aus dem Abgabeschuldverhältnis kön-
nen ganz oder teilweise gestundet werden, wenn 
die Einziehung bei Fälligkeit eine erhebliche Här-
te für den Schuldner bedeuten würde, und der 
Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet er-
scheint. 
Ist deren Einziehung nach Lage des Einzelfalles 
unbillig, können sie ganz oder zum Teil erlassen 
werden. 
Für die Verwirklichung, die Fälligkeit und das Erlö-
schen von Ansprüchen aus dem Abgabeschuld-
verhältnis gelten die §§ 218 bis 223, 224 Abs. 1 
und 2, §§ 225, 226, 227, §§ 228 bis 232 der 
Abgabenordnung (AO) in der jeweils geltenden 
Fassung entsprechend.

§ 5 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung 
von Gebühren für die Benutzung des Friedhofs 
Schmidtmannstraße der Stadt Aschersleben 
(Friedhofsgebührensatzung) vom 29.11.2017 au-
ßer Kraft.

Aschersleben, den 26.11.2020

Michelmann
Oberbürgermeister		  Dienstsiegel

Satzung 
über die Erhebung von Gebühren für die 

Benutzung der Friedhöfe in den 
Ortsteilen der Stadt Aschersleben 

(Friedhofsgebührensatzung – Ortsteile)

Aufgrund der §§ 8, 11 und 45 Absatz 2 Ziffer 1 
des Kommunalverfassungsgesetzes (KVG LSA) 
vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
02.11.2020 (GVBl. LSA S. 630) sowie der §§ 2 
und 5 des Kommunalabgabengesetzes (KAG-
LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13.12.1996 (GVBl. LSA S. 405), zuletzt geändert 
durch § 1 des Gesetzes vom 27. 09. 2019 (GVBl. 
LSA S. 284), hat der Stadtrat der Stadt Aschersle-
ben in seiner Sitzung am 25.11.2020 folgende 
Satzung über die Erhebung von Gebühren für die 
Benutzung der Friedhöfe in den Ortschaften der 
Stadt Aschersleben (Friedhofsgebührensatzung 
– Ortsteile) beschlossen:

§ 1 
Gebührenpflicht

(1)	� Für die Benutzung der Friedhöfe in den Orts-
teilen Drohndorf, Freckleben, Groß 
Schierstedt, Klein Schierstedt, Mehringen, 
Neu Königsaue,  Schackenthal, Schackstedt, 
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Westdorf, Wilsleben und Winningen und ih-
rer Einrichtungen sowie für Leistungen der 
Friedhofsverwaltung werden Gebühren nach 
Maßgabe der folgenden Bestimmungen erho-
ben.

(2)	� Die Höhe der Verwaltungs- und Benutzungs-
gebühren richtet sich nach den als Anlagen 1 
– 11 zu dieser Satzung beigefügten Gebüh-
renverzeichnissen.

(3)	�� Für zusätzliche, besonders gewünschte Leis-
tungen, die durch diese Satzung nicht erfasst 
werden, setzt die Stadt Aschersleben ein Ent-
gelt nach dem tatsächlichen Aufwand fest.

§ 2 
Gebührenschuldner

(1)	� Zur Zahlung der Verwaltungsgebühren ist der-
jenige verpflichtet,

	 1.	� der die Amtshandlung veranlasst hat oder 
in dessen Interesse sie vorgenommen 
wird;

	 2.	� der die Gebührenschuld gegenüber der 
Stadt durch schriftliche Erklärung über-
nommen hat oder für die Gebührenschuld 
eines anderen kraft Gesetzes haftet.

(2)	� Zur Zahlung der Benutzungsgebühr ist derje-
nige verpflichtet,

	 1.	� der die Benutzung der Friedhofseinrich-
tungen beantragt,

	 2.	� der die Bestattungskosten zu tragen hat  
(§ 1968 BGB).

(3)	� Mehrere Gebührenpflichtige haften als Ge-
samtschuldner.

§ 3 
Entstehen und Fälligkeit der Gebühren

(1)	 Die Gebührenschuld entsteht:

	 a)	� bei Verwaltungsgebühren mit der Beendi-
gung der Amtshandlung;

	 b)	� bei Benutzungsgebühren mit der Inan-
spruchnahme der Friedhofseinrichtungen 
und bei Grabnutzungsgebühren mit der 
Verleihung des Nutzungsrechts.

(2)	� Die Verwaltungsgebühren werden mit der Be-
kanntgabe der Gebührenfestsetzung an den 
Gebührenschuldner, die Grabnutzungsge-
bühren für Wahlgräber mit der Aushändigung 
der Urkunde über die Verleihung des Nut-
zungsrechts und die übrigen Benutzungsge-
bühren sowie die Friedhofsunterhaltungsge-
bühr einen Monat nach der Gebührenfestset-
zung fällig, sofern im Gebührenbescheid 
nichts abweichendes geregelt ist.

(3)	� Wird ein Antrag auf Leistung oder Benutzung 
einer Einrichtung zurückgenommen, nachdem 
mit der Leistung oder der Nutzung begonnen 
wurde, wird die Gebühr in voller Höhe erho-
ben.

(4)	� In besonderen Fällen können Vorauszahlun-
gen als Sicherheitsleistungen verlangt wer-
den, die fünfzig v. Hundert der Gebühren 
nach dem Gebührenverzeichnis dieser Sat-
zung betragen.

(5)	� Rückständige Gebühren werden im Verwal-
tungszwangsverfahren beigetrieben.

§ 4 
Stundung und Erlass von Gebühren

Ansprüche aus dem Abgabeschuldverhältnis kön-
nen ganz oder teilweise gestundet werden, wenn 
die Einziehung bei Fälligkeit eine erhebliche Här-
te für den Schuldner bedeuten würde, und der 
Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet er-
scheint. 
Ist deren Einziehung nach Lage des Einzelfalles 
unbillig, können sie ganz oder zum Teil erlassen 
werden. 
Für die Verwirklichung, die Fälligkeit und das Erlö-
schen von Ansprüchen aus dem Abgabeschuld-
verhältnis gelten die §§ 218 bis 223, 224 Abs. 1 
und 2, §§ 225, 226, 227, §§ 228 bis 232 der 
Abgabenordnung (AO) in der jeweils geltenden 
Fassung entsprechend.

§ 5 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung 
von Gebühren für die Benutzung der Friedhöfe in 
den Ortsteilen der Stadt Aschersleben (Friedhofs-
gebührensatzung – Ortsteile) vom 29.11.2017 
außer Kraft.

Aschersleben, den 26.11.2020

Michelmann
Oberbürgermeister		  Dienstsiegel

Ergänzungssatzung 
zur Festlegung des Beitragssatzes für 
den Abrechnungszeitraum 2020 der 

„Satzung der Stadt Aschersleben über 
die Erhebung wiederkehrender 

Beiträge für den Ausbau öffentlicher 
Verkehrsanlagen in der Ortschaft 

Mehringen“

Auf der Grundlage der §§ 5,8 und 99 des Kom-
munalverfassungsgesetzes Land Sachsen-Anhalt 
(KVG LSA) vom 17.06.2014 in der zurzeit gülti-
gen Fassung, i.V. mit §§ 2 und 6a des Kommunal-
abgabengesetzes des Landes Sachsen- Anhalt 
(KAG-LSA) vom 13. Dezember 1996 (GVBl. LSA 
S. 405), in der jeweils geltenden Fassung und § 7 
der „Satzung der Stadt Aschersleben über die 
Erhebung wiederkehrender Beiträge für den Aus-
bau der öffentlichen Verkehrsanlagen in der Ort-
schaft Mehringen“ in der jeweils geltenden Fas-
sung, hat der Stadtrat der Stadt Aschersleben in 
seiner Sitzung am 25.11.2020 folgende Ergän-
zungssatzung beschlossen:

§ 1 
Beitragssatz

1.	� Der Beitragssatz nach Maßgabe der Bestim-
mungen der „Satzung der Stadt Aschersleben 
über die Erhebung wiederkehrender Beiträge 
für den Ausbau der öffentlichen Verkehrsanla-
gen in der Ortschaft Mehringen“ vom 
21.10.2009 in der zur Zeit geltenden Fassung  

wird aus den jährlichen Investitionsaufwen-
dungen bis zum Ablauf des 31. Dezember des 
laufenden Jahres ermittelt.

2.	� Der wiederkehrende Beitrag beträgt im Jahr 
2020 je Quadratmeter Beitragsfläche für die 
Abrechnungseinheit – Mehringen –

	 0,03 EUR/m² Beitragsfläche.

§ 2 
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntma-
chung in Kraft.

Aschersleben, den 26.11.2020

Michelmann
Oberbürgermeister		  Dienstsiegel

Satzung zur 1. Änderung 
der Ergänzungssatzung zur Festlegung 

des Beitragssatzes für den 
Abrechnungszeitraum 2019 der 

„Satzung der Stadt Aschersleben über 
die Erhebung wiederkehrender 

Beiträge für den Ausbau öffentlicher 
Verkehrsanlagen in der Ortschaft 

Mehringen“

Auf der Grundlage der §§ 5, 8 und 99 des Kom-
munalverfassungsgesetzes Land Sachsen-Anhalt 
(KVG LSA) vom 17.06.2014 in der zurzeit gülti-
gen Fassung, i.V. mit §§ 2 und 6a des Kommunal-
abgabengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt 
(KAG-LSA) vom 13.Dezember 1996 (GVBl. LSA 
S. 405), in der jeweils geltenden Fassung und § 7 
der „Satzung der Stadt Aschersleben über die 
Erhebung wiederkehrender Beiträge für den Aus-
bau der öffentlichen Verkehrsanlagen in der Ort-
schaft Winningen“ in der jeweils geltenden Fas-
sung, hat der Stadtrat der Stadt Aschersleben in 
seiner Sitzung am 25.11.2020 folgende Ergän-
zungssatzung beschlossen:

§ 1 
Änderung

§ 1 Punkt 2. erhält folgenden Wortlaut:

Der wiederkehrende Beitrag beträgt im Jahr 2019 
je Quadratmeter Beitragsfläche für die Abrech-
nungseinheit – Mehringen – 

0,02 EUR/m² Beitragsfläche.

§ 2 
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 10.11.2019 
in Kraft.

Aschersleben, den 26.11.2020

Michelmann
Oberbürgermeister		  Dienstsiegel
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AUFWANDSENTSCHÄDIGUNGSSATZUNG  
für die Freiwillige Feuerwehr der Stadt 

Aschersleben

Aufgrund der §§ 8, 35 Abs. 4 und 45 Abs. 2 Ziff. 
1 Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sach-
sen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBl. 
LSA S. 288), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 02.11.2020 (GVBl. LSA S. 630), in 
der zurzeit geltenden Fassung sowie § 10 des 
Brandschutzgesetzes (BrSchG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 07.06.2001 (GVBL. LSA, 
S. 190), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 24.03.2020 (GVBL. LSA S. 108) in 
der zur Zeit geltenden Fassung i. V. m. § 3 der 
Verordnung über die Entschädigung bei ehren-
amtlicher Tätigkeit in den Kommunen (KomEVO) 
vom 29.05.2019 (GVBl. LSA S. 116) , zuletzt ge-
ändert durch Verordnung vom 08.05.2020 (GV-
Bl. LSA S 239) hat der Stadtrat der Stadt Aschers-
leben in seiner Sitzung am 25.11.2020 folgende 
Satzung beschlossen:

§ 1 
Aufwandsentschädigung

(1)	� Die ehrenamtlichen Funktionsträger der Frei-
willigen Feuerwehr der Stadt Aschersleben 
einschließlich der Ortsfeuerwehren erhalten 
monatliche, pauschale Aufwandsentschädi-
gungen in folgender Höhe:

a) Stadtwehrleiter 300,00 Euro
b) Stellvertretender 

Stadtwehrleiter
150,00 Euro

c) Ortswehrleiter über  
30 aktive Einsatzkräfte 
Ortswehrleiter unter  
30 aktive Einsatzkräfte

120,00 Euro 

100,00 Euro

d) stellvertretender 
Ortswehrleiter über  
30 aktive Einsatzkräfte 
stellvertretender 
Ortswehrleiter unter  
30 aktive Einsatzkräfte

60,00 Euro 

50,00 Euro

e) Ausbildungsleiter 20,00 Euro
f) Fahrzeug-/Gerätewarte 

(soweit sie nicht 
hauptamtlich tätig sind) 
– einen Grundbetrag von je  
– �zuzüglich eines 

Steigerungsbetrages für 
jedes Feuerwehrfahrzeug 
von

20,00 Euro 
3,00 Euro

g) Atemschutzgerätewart 
(soweit nicht hauptamtlich 
tätig)

30,00 Euro

h) Zugführer  
(in Funktion eingesetzte)

60,00 Euro

i) Stadtjugendfeuerwehrwart 95,00 Euro
j) Ortsjugendfeuerwehrwart 60,00 Euro
k) Kinderfeuerwehrwart 60,00 Euro

(2)	� Eine Zahlung der Entschädigung für die stellv. 
Wehrleiter gemäß Abs. 1 b und 1 d erfolgt 
nur, wenn ihnen in ihrer Funktion eine Füh-
rungsaufgabe dauerhaft mit einem eigenen 
Aufgabenbereich zugewiesen ist.

(3)	� Bei Wahrnehmung mehrerer Funktionen wird 
für die erste Funktion die jeweils höchste Auf-
wandsentschädigung und für jede weitere 
Funktion 50 % der hierfür jeweils festgesetz-
ten Beträge gezahlt.

(4)	� Im Falle der Verhinderung eines Wehrleiters 
für einen zusammenhängenden Zeitraum von 
mehr als einem Monat wird dem Stellvertreter 
für die über einen Monat hinausgehende Zeit 
eine Aufwandsentschädigung in Höhe derje-
nigen des Vertretenen gewährt. Die Auf-
wandsentschädigungen dürfen, auch soweit 
sie im Vertretungsfall nebeneinander gewährt 
werden, insgesamt die Höhe derjenigen des 
Vertretenen nicht übersteigen (Erholungsur-
laub bleibt außer Betracht). Entsteht oder ent-
fällt der Anspruch während eines Kalender-
monats, so wird die Aufwandsentschädigung 
für jeden Tag, an dem kein Anspruch besteht, 
um ein Dreißigstel gekürzt.

§ 2 
Standortbezogene  

Aufwandsentschädigung

Die aktiven ehrenamtlichen Mitglieder der Orts-
feuerwehr Aschersleben erhalten pro angeordne-
tem Bereitschaftsdienst, bei dem sie laut Bereit-
schaftsplan eingeteilt und anwesend sind, eine 
monatliche, pauschale Aufwandsentschädigung 
in Höhe von 50,00 Euro. 
Für die Erarbeitung und Überwachung des Bereit-
schaftsplanes ist der Ortswehrleiter zuständig.

§ 3 
Einsatzbezogene  

Aufwandsentschädigung

(1)	� Die aktiven ehrenamtlichen Mitglieder der 
Freiwilligen Feuerwehr erhalten eine pau-
schale Aufwandsentschädigung für die aktive 
Teilnahme am Einsatz in Höhe von 7,50 Euro 
je Einsatz.

(2)	� Bei Großschadenslagen, die sich über mehrere 
Stunden, Tage oder Wochen hinziehen, bzw. 
bei Einrichtung der Örtlichen Einsatzleitung 
erhalten die aktiven ehrenamtlichen Mitglieder 
der Freiwilligen Feuerwehr ab dem 6. ausge-
lösten Einsatz eine pauschale Aufwandsent-
schädigung von 40,00 Euro pro Einsatztag.

(3)	� Als Einsatz gilt der Dienst am Einsatzort oder 
das Bereithalten zum Einsatz im Feuerwehr-
haus nach der Alarmierung.

(4)	� Die Aufwandsentschädigung wird nur ge-
währt, wenn das aktive ehrenamtliche Mit-
glied der Freiwilligen Feuerwehr

	 a.	� innerhalb von 12 Minuten nach Alarmie-
rung am Ausrückeort eingetroffen ist,

	 b.	� aktiv am Einsatzgeschehen teilnimmt oder 
als Reserveeinsatzkraft bis zur Entschei-
dung des Einsatzleiters zur Einsatzteilnah-
me oder Nichtteilnahme am Ausrückeort 
verbleibt,

	 c.	� die für den Einsatz notwendige Qualifika-
tion aufweist und

	 d.	� die nach den Feuerwehrdienstvorschrif-
ten vorgeschriebenen 40 Fortbildungs-
stunden (a 45 Minuten) je Ausbildungs-
jahr am Standort absolviert hat.

(5)	� Für die aktiven ehrenamtlichen Mitglieder der 
Freiwilligen Feuerwehr mit der Qualifikation 
als Atemschutzgeräteträger wird bei Vorlie-
gen der Voraussetzungen nach Feuerwehr-
dienstvorschrift zusätzlich eine monatliche, 
pauschale Aufwandsentschädigung von 5,00 
Euro für Mehraufwendungen zum Erhalt die-
ser Funktion gewährt. 

§ 4 
Zahlungsweise und Fälligkeit

(1)	� Voraussetzung für die Zahlung einer Auf-
wandsentschädigung ist die dauernde ehren-
amtliche Ausübung der unter §§ 1 bis 3 aus-
gewiesenen Funktionen innerhalb der Freiwil-
ligen Feuerwehr.

(2)	� Die Aufwandsentschädigung nach §§ 1 und 
2 wird jeweils am 1. des Monats im Voraus 
zur Zahlung fällig. Die Aufwandsentschädi-
gung für den Verhinderungsfall gemäß § 1 
Abs. 4 wird nachträglich am 1. Tag des fol-
genden Monats gezahlt.

(3)	� Die Aufwandsentschädigung nach § 3 dieser 
Satzung wird  quartalsweise berechnet und 
am 10. des Monats in dem auf das Quartal 
folgenden Monat gezahlt.

(4)	� Für die Gewährung der Aufwandsentschädi-
gung nach §§ 1 bis 3 haben die Ortswehrlei-
ter die notwendigen Voraussetzungen für je-
des aktive ehrenamtliche Mitglied zu bestäti-
gen und deren Einsatzbeteiligung sowie die 
Teilnahme an den Diensten festzustellen und 
dem Träger des Brandschutzes entsprechend 
vorzulegen.

(5)	� Entsteht oder entfällt der Anspruch auf Auf-
wandsentschädigung während eines Kalen-
dermonats, wird die monatliche Pauschale für 
jeden Tag, an dem kein Anspruch besteht, um 
ein Dreißigstel vermindert.

§ 5 
Verdienstausfall

(1)	� Erwerbstätigen Personen wird der durch die 
ehrenamtliche Tätigkeit tatsächlich entstande-
ne und nachgewiesene Arbeitsverdienstaus-
fall ersetzt.

	� Selbständigen wird der durch die ehrenamtli-
che Tätigkeit entstandene und glaubhaft ge-
machte Verdienstausfall ersetzt.

	� Der Ersatz des Verdienstausfalls nach Satz 1 
und 2 wird auf 30 Euro je Stunde begrenzt.

	� Soweit die Höhe des Verdienstausfalls nicht 
nachgewiesen oder glaubhaft gemacht wer-
den kann, wird eine Verdienstausfallpauscha-
le in Höhe von 19 Euro gewährt.

(2)	� Personen, die keinen Verdienst haben, denen 
aber durch die für die ehrenamtliche Tätigkeit 
aufgewendete Zeit ein Nachteil entsteht, wird 
auf Antrag eine Pauschale in Höhe von 15 
Euro je Stunde gewährt.

(3)	� Der auf den entgangenen Arbeitsverdienst 
entfallende Arbeitgeberanteil zur Sozialversi-
cherung wird erstattet, soweit dieser zu Lasten 
des Entschädigungsberechtigten an den Sozi-
alversicherungsträger abgeführt wird.

(4)	� Verdienstausfall wird nicht gewährt für Tätig-
keiten an Sonn- und Feiertagen sowie werk-
tags nach 17:00 Uhr. Für Schichtarbeiter gilt 
eine Sonderregelung.

(5)	� Erstattungen können nur auf Antrag erfolgen. 
Dem Antrag sind anspruchsbegründende Be-
lege beizufügen.
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§ 6 
Reisekostenvergütung

(1)	� Mit der Gewährung einer Aufwandsentschä-
digung sind grundsätzlich die Aufwendungen 
für Dienstreisen nach § 35 Abs. 2 KVG LSA 
am Dienstort abgegolten. Dies gilt nicht für 
Dienstreisen außerhalb des Dienstortes, so-
weit diese in der Ausübung des Mandats be-
gründet sind und mit Zustimmung durch den 
Träger des Brandschutzes erfolgen.

	� Als Dienstort ist das gesamte Gebiet der Stadt 
Aschersleben anzusehen.

	� Die Reisekostenvergütung erfolgt nach den für 
Landesbeamte geltenden Vorschriften.

(2)	� Mit der Gewährung der Aufwandsentschädi-
gung ist der Anspruch auf Ersatz von Ausla-
gen mit Ausnahme der Kosten von Dienstrei-
sen außerhalb des Dienstortes ausgeschlos-
sen.

§ 7 
Wegfall der Aufwandsentschädigung

Wird die ehrenamtliche Tätigkeit länger als einen 
Monat ununterbrochen nicht ausgeübt, entfällt der 
Anspruch auf die Zahlung einer Aufwandsent-
schädigung für die über einen Monat hinausge-
hende Zeit.

§ 8 
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten je-
weils in weiblicher, männlicher und diverser Form.

§ 9 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntma-
chung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Aufwandsent-
schädigungssatzung für die Freiwillige Feuerwehr 
der Stadt Aschersleben vom 22.07.2017 außer 
Kraft.

Aschersleben, den 26.11.2020

Michelmann
Oberbürgermeister		  Dienstsiegel

Beschlüsse über die Gesamtkosten- und 
Finanzierungsübersicht für das 

Förderprogramm „Wachstum und 
nachhaltige Erneuerung“ im neuen 

Stadtumbaugebiet „BG VIII Nord 3 – 
Kosmonautenviertel“, die derzeitigen 
Stadtumbaugebiete „BG VII Nord 2 – 
Johannisvorstadt“, „BG VI Nord 1 – 

Königsauer Viertel“ und 
„Sanierungsgebiet-Innenstadtring“

Der Stadtrat der Stadt Aschersleben hat in seiner 
Sitzung am 25.11.2020 die Gesamtkosten- und 
die Finanzierungsübersicht für die Gebietskulisse 
„BG VIII Nord 3 – Kosmonautenviertel“, „BG VII 
Nord 2 – Johannisvorstadt“, und die Finanzierung 
aus dem Städtebauförderprogramm „Wachstum 
und nachhaltige Erneuerung“, „BG VI Nord 1 – 
Königsauer Viertel“ und „Sanierungsgebiet-Innen-
stadtring“, beschlossen.

Beschluss über die Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 42 Teil A 

„Sondergebiet – Dr.-Wilhelm-Feit-Straße 
Nord“ in Aschersleben

In der Stadtratssitzung der Stadt Aschersleben am 
25.11.2020 wurde folgender Beschluss gefasst:

1.	 Für das Gebiet der Gemarkung Aschersleben 

Flur 83
Flurstücke 9/11 

9/12 
25/1 
25/3 
26/2 
26/3

26/5 
26/6 
27/1 
27/2 
30/1

	� soll der Bebauungsplan Nr. 42 Teil A „Son-
dergebiet – Dr.-Wilhelm-Feit-Straße Nord“ 
aufgestellt werden.

	� Der Geltungsbereich des Bebauungsplans 
wird im Norden durch die ehemalige Asche-
halde, im Osten durch Brachflächen des ehe-
maligen Karosseriewerkes, im Süden durch 
die Kalihalde und im Westen durch das Tier-
heim Aschersleben begrenzt.

	� Die überplante Fläche hat eine Größe von ca. 
1,35 ha.

2.	� Zur Übernahme der Kosten durch den Vorha-
benträger und zur Haftungsfreistellung der 
Stadt soll der städtebauliche Vertrag gemäß 
Anlage 4 abgeschlossen werden.

Erleichterungen zur Beschleunigung der 
Aufstellung und Prüfung der 

Jahresabschlüsse 2013 – 2020 der Stadt 
Aschersleben

In der Stadtratssitzung der Stadt Aschersleben am 
25.11.2020 wurde folgender Beschluss gefasst:
1.	� Zur Beschleunigung der Aufstellung und Prü-

fung der Jahresabschlüsse 2014 – 2020 wird 
auf folgende Jahresabschlussarbeiten und 
-berechnungen verzichtet:

	 a)	� Körperliche Bestandsaufnahmen mindes-
tens alle fünf Jahre gemäß den Inventur-
vereinfachungen nach § 33 Abs. 1 Satz 
2 und Abs. 4 Satz 2 KomHVO

	 b)	� Außerplanmäßige Ab- und Zuschreibun-
gen gemäß § 40 Abs. 3 KomHVO im 
Zuge des Verzichts auf körperliche Be-
standsaufnahmen

	 c)	� Bildung von Rechnungsabgrenzungspos-
ten gemäß § 42 i. V. m. § 46 Abs. 3 Nr. 
3 und Abs. 4 Nr. 5 KomHVO mit Ausnah-
me der mehrjährig aufzulösenden Posten

	 d)	� Bildung und Buchung von Rückstellungen 
gemäß § 35 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 bis 6 i. 
V. m. § 46 Abs. 4 Nr. 3 KomHVO

	 e)	� Umgliederung von sogenannten kreditori-
schen Debitoren und debitorischen Kredi-
ten und Mitzugehörigkeitsvermerke ge-
mäß § 41 Abs. 3 KomHVO

	 f)	� Dokumentation von Teilrechnungen ge-
mäß § 45 KomHVO

	 g)	� Erstellung eines Anhangs gemäß § 118 
Abs. 2 Nr. 4 KVG LSA i. V. m. § 47 Kom-
HVO sowie eines Rechenschaftsberichts 
gemäß § 118 Abs. 3 KVG LSA i. V. m. § 
48 KomHVO

2.	� Das Rechnungsprüfungsamt wird ermächtigt, 
von den unter Ziffer 2 des Runderlasses ge-

nannten Prüfungserleichterungen Gebrauch 
zu machen.

3.	� Der Plan zur Umsetzung der Erleichterungen 
ist dem Stadtrat zur nächsten ordentlichen Sit-
zung zur Beschlussfassung vorzulegen.

Wahl eines zweiten Vertreters des 
Oberbürgermeisters für den 

Verhinderungsfall

In der Stadtratssitzung der Stadt Aschersleben am 
25.11.2020 wurde folgender Beschluss gefasst:
Frau Rippich, Dezernentin des Dezernates III 
„Stadtentwicklung“ wird ab dem 01.01.2021 und 
bis auf Widerruf als zweite Vertreterin des Ober-
bürgermeisters für den Verhinderungsfall gewählt.

Bekanntmachung der Stadt 
Aschersleben 

über die Sprechzeiten der 
Schiedsstelle der Stadt Aschersleben

Die Sprechzeiten der Schiedsstelle finden im Rat-
haus Aschersleben, Markt 1, 06449 Aschersle-
ben, Presseraum, Zimmer 2.22 statt.

Für die Schiedsstelle der Stadt Aschersleben wer-
den die Sprechzeiten für das Jahr 2021 wie folgt 
festgelegt.

Januar 2021, Rathaus, Markt 1, Presseraum
Donnerstag	 14.01.2021� 17:00 – 18:00 Uhr
Februar 2021, Rathaus, Markt 1, Presseraum
Donnerstag	 04.02.2021� 17:00 – 18:00 Uhr
März 2021, Rathaus, Markt 1, Presseraum
Donnerstag	 04.03.2021� 17:00 – 18:00 Uhr
April 2021, Rathaus, Markt 1, Presseraum
Donnerstag	 08.04.2021� 17:00 – 18:00 Uhr
Mai 2021, Rathaus, Markt 1, Presseraum
Donnerstag	 06.05.2021� 17:00 – 18:00 Uhr
Juni 2021, Rathaus, Markt 1, Presseraum
Donnerstag	 03.06.2021� 17:00 – 18:00 Uhr
Juli 2021, Rathaus, Markt 1, Presseraum
Donnerstag	 01.07.2021� 17:00 – 18:00 Uhr
August 2021, Rathaus, Markt 1, Presseraum
Donnerstag	 05.08.2021� 17:00 – 18:00 Uhr
September 2021, Rathaus, Markt 1, Presseraum
Donnerstag	 02.09.2021� 17:00 – 18:00 Uhr
Oktober 2021, Rathaus, Markt 1, Presseraum
Donnerstag	 07.10.2021� 17:00 – 18:00 Uhr
November 2021, Rathaus, Markt 1, Presseraum
Donnerstag	 04.11.2021� 17:00 – 18:00 Uhr
Dezember 2021, Rathaus, Markt 1, Presseraum
Donnerstag	 02.12.2021� 17:00 – 18:00 Uhr

Änderungen der Sprechzeiten und des Sitzungs-
raumes sowie weitere Termine, werden im Amts-
blatt der Stadt Aschersleben und soweit dies nicht 
möglich ist, durch Aushang im Schaukasten des 
Rathauses, Markt 1/Ecke Rathausgasse, 06449 
Aschersleben bekannt gemacht.

Aschersleben, den 12.11.2020

Michelmann
Oberbürgermeister		  Dienstsiegel
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Bekanntmachung der Stadt 
Aschersleben über die örtliche 

Zuständigkeit der Schiedsstelle der 
Stadt Aschersleben

Die Schiedsstelle der Stadt Aschersleben ist für die 
Stadt Aschersleben mit ihren Ortsteilen Drohn-
dorf, Freckleben, Groß Schierstedt, Klein 
Schierstedt, Mehringen, Neu Königsaue, Sch-
ackenthal, Schackstedt, Westdorf, Wilsleben und 
Winningen zuständig.

Änderungen der Zuständigkeiten werden im Amts-
blatt der Stadt Aschersleben veröffentlicht.

Aschersleben, den 12.11.2020

Michelmann
Oberbürgermeister		  Dienstsiegel

Öffentliche Bekanntmachung 
 

Aufforderung zur Anmeldung der im 
Schuljahr 2022/2023 erstmals 

schulpflichtig werdenden Kinder

„Die Stadt Aschersleben, einschließlich der zum 
Stichtag 01.01.2021 zu ihr gehörenden Ortschaf-
ten, bittet die Eltern aller Kinder, die bis zum  
30. Juni 2022 das sechste Lebensjahr vollendet 
haben, die Anmeldung des Kindes bis zum  
01. März 2021 in einer Grundschule der Stadt 
Aschersleben vorzunehmen.

Das anzumeldende Kind ist von den Erziehungs-
berechtigten persönlich vorzustellen.

Bei der Anmeldung ist die Geburtsurkunde des 
Kindes oder das Familienstammbuch vorzulegen.

Michelmann
Oberbürgermeister		  Dienstsiegel

Öffentliche Bekanntmachung des 
kommunalen Zweckverbandes 

„Regionale Planungsgemeinschaft 
Magdeburg“

Öffentliche Auslegung des 2. Entwurfes 
des Regionalen Entwicklungsplanes für 

die Planungsregion Magdeburg mit 
Umweltbericht  

(Beschluss der Regionalversammlung 
RV 07/2020 vom 29.09.2020)

In ihrer Sitzung vom 29.09.2020 hat die Regio-
nalversammlung den 2. Entwurf des Regionalen 
Entwicklungsplanes für die Planungsregion Mag-
deburg mit Umweltbericht (REP MD) bestätigt 
(Beschluss-Nr. RV 07/2020).

Die Planungsregion Magdeburg besteht nach § 
21 Abs. 1 Ziffer 2 Landesentwicklungsgesetz des 
Landes Sachsen-Anhalt aus dem Landkreis Börde, 
dem Landkreis Jerichower Land, dem Salzland-

kreis und der Landeshauptstadt Magdeburg. Die 
Planinhalte des REP MD sind das Leitbild der Pla-
nungsregion Magdeburg, Ziele und Grundsätze 
zur Entwicklung der Raumstruktur, Ziele und 
Grundsätze der Siedlungsstruktur, Ziele und 
Grundsätze zur Entwicklung der Standortpotenzi-
ale und der technischen Infrastruktur, Ziele und 
Grundsätze zur Entwicklung der Freiraumstruktur 
sowie die zeichnerische Darstellung.

Den in ihren Belangen berührten öffentlichen Stel-
len, den Personen des Privatrechts sowie der Öf-
fentlichkeit ist gem. §  9 Raumordnungsgesetz 
(ROG) i. V. m. § 7 Abs. 5 Landesentwicklungsge-
setz Sachsen-Anhalt (LEntwG LSA) Gelegenheit 
zur Stellungnahme zum Entwurf, zur Begründung 
und zum Umweltbericht zu geben. Den in ihren 
Belangen berührten Trägern öffentlicher Belange 
werden Planentwurf (Text und Karten), Begrün-
dung und Umweltbericht zur Stellungnahme zuge-
leitet. Zur Beteiligung der Öffentlichkeit werden 
Planentwurf, Begründung und Umweltbericht in 
der Geschäftsstelle der Regionalen Planungsge-
meinschaft Magdeburg, in den Verwaltungsge-
bäuden der Mitgliedskörperschaften sowie in den 
Verwaltungsgebäuden der Verbands- und Ein-
heitsgemeinden der Planungsregion, öffentlich für 
drei Monate ausgelegt. 

Die Unterlagen werden zusätzlich im Internet auf 
der Seite www.regionmagdeburg.de für die Öf-
fentlichkeit zugänglich gemacht. Die entsprechen-
de E-Mail Adresse lautet: info@regionmagdeburg.
de. In der Betreffzeile bitte „Neuaufstellung REP 
MD 2. Entwurf“ angeben.

Die Frist für Äußerungen zum Planentwurf, seiner 
Begründung und zum Umweltbericht in der Stadt 
Aschersleben läuft abweichend von der festge-
setzten Frist vom 21.12.2020 bis 02.04.2021.

Wird der Planentwurf nach Durchführung der Ver-
fahrensschritte nach § 9 Absatz 2 ROG dergestalt 
geändert, dass dies zu einer erstmaligen oder 
stärkeren Berührung von Belangen führt, so ist der 
geänderte Teil erneut auszulegen; in Bezug auf 
die Änderung ist erneut Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu geben (§ 9 Abs. 3 ROG). 

Mit dem oben angeführten Beschluss kommt der 
Plangeber den gesetzlichen Vorschriften nach. 

Da es sich bei einem Regionalen Entwicklungs-
plan um ein umfangreiches Planwerk handelt und 
für die Stellungnahmen öffentlicher Stellen auch 
Beschlüsse von Gremien erforderlich sein können, 
geht der Beschluss zur Auslegungsfrist über die 
gesetzliche Forderung der Ein-Monatsfrist hinaus. 
Die Anlagen 1 bis 5 als weitere zweckdienliche 
Unterlagen gem. § 9 Abs. 2 ROG werden eben-
falls den Trägern öffentlicher Belange zugeleitet 
und öffentlich ausgelegt sowie im Internet bekannt 
gemacht. 

Die Anlagen 1 bis 5 wurden teilweise neu einge-
fügt oder aktualisiert bzw. überarbeitet. Die Anla-
ge 1 „Beitrag zur Kulturlandschaft – Abgrenzung 
durch sprachliche Merkmale“ wurde neu einge-
fügt, die Anlage 2 „Zentrales-Orte-Konzept“ wur-
de unter Berücksichtigung des Beschlusses der RV 
vom 02.09.2015 (Beschluss-Nr. 06/2015) aktua-
lisiert, die Anlage 3 „Raumordnerische Verträge“ 
wurde neu eingefügt, die Anlage 4 „Konzept zur 
Festlegung von Gebieten für die Nutzung der 
Windenergie im Regionalen Entwicklungsplan für 
die Planungsregion Magdeburg“ wurde unter Be-
rücksichtigung des Beschlusses der RV vom 

26.06.2019 (Beschluss-Nr. 02/2019) überarbei-
tet und die Anlage 5 „Übersicht der Bildungs- und 
Kultureinrichtungen“ wurde aktualisiert. 

Gemäß § 1 Nr. 5 des Gesetzes zur Sicherstellung 
ordnungsgemäßer Planungs- und Genehmigungs-
verfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Plansicherstellungsgesetz – PlanSiG – vom 20. 
Mai 2020 (BGBl. S. 1041) wird mitgeteilt, dass 
Verfahren nach dem ROG zum Anwendungsbe-
reich des PlanSiG zählen. Aus diesem Grund wer-
den ausdrücklich folgende Hinweise gegeben: 

–	� Veröffentlichung im Internet gemäß § 3 Abs. 
1 PlanSiG,

–	� Hinweis auf zusätzliche Zugangsmöglichkei-
ten nach § 3 Abs. 2 PlanSiG im Falle, dass die 
Umstände eine öffentliche Auslegung zeitwei-
se nicht möglich machen,

–	� Hinweis auf die verschiedenen Möglichkeiten 
der Abgabe von Erklärungen/ Einwendun-
gen unter Beachtung der Festlegungen nach 
§ 4 PlanSiG.

Der 2. Entwurf des Regionalen Entwicklungspla-
nes für die Planungsregion Magdeburg mit Um-
weltbericht liegt in der Zeit
vom 21.12.2020 bis 02.04.2021
zudem in der Stadtverwaltung Aschersleben, 
Markt 1, im Amt 30, Zimmer 4.64, während fol-
gender Zeiten

Montag� 08:30 bis 12:00 Uhr 
� und 13:00 bis 15:00 Uhr
Dienstag� 08:30 bis 12:00 Uhr 
� und 13:00 bis 16:00 Uhr
Mittwoch� 08:30 bis 12:00 Uhr
Donnerstag� 08:30 bis 12:00 Uhr 
� und 13:00 bis 18:00 Uhr
Freitag� 08:30 bis 12:00 Uhr
zu jedermanns Einsichtnahme öffentlich aus.

Die Stadtverwaltung ist vom 24.12.2020 bis 
27.12.2020, vom 31.12.2020 bis 03.01.2021 
sowie am 06.01.2021 geschlossen.

Beachten Sie bitte, dass zur Eindämmung des 
Corona-Virus für die Öffentlichkeit die Verwal-
tungsgebäude teilweise nur eingeschränkt zugän-
gig sind. Es empfiehlt sich daher, zur persönlichen 
Einsichtnahme in die Auslegungsunterlagen eine 
vorherige Terminabstimmung durchzuführen. Zur 
Terminvereinbarung nutzen Sie bitte folgende Te-
lefonnummer Stadt Aschersleben, Stadtplanungs-
amt, Tel.: 03473/958-610

Es wird darauf hingewiesen, dass Stellungnahmen 
bis zum Ende der Auslegungsfrist abgegeben wer-
den können und dass mit Ablauf der Frist alle Stel-
lungnahmen ausgeschlossen sind, die nicht auf 
besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen.

Die Einwendungen sollen neben Vor- und Famili-
ennamen auch die volle und leserliche Anschrift 
des Einwenders enthalten. Aus den Einwendun-
gen muss erkennbar sein, zu welchen Punkten des 
2. Entwurfes REP MD sich der Einwender äußert. 
Die Einwendungen werden der Antragstellerin 
bekannt gegeben.

Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen 
auf Unterschriftenlisten unterzeichnet oder in Form 
vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht 
werden (gleichförmige Eingaben), gilt für das Ver-
fahren derjenige Unterzeichner als Vertreter der 
übrigen Einwender, der darin mit seinem Namen, 
seinem Beruf und seiner Anschrift als Vertreter be-
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zeichnet ist, soweit er nicht von ihnen als Bevoll-
mächtigter bestellt worden ist. Vertreter kann nur 
eine natürliche Person sein. Gleichförmige Ein-
wendungen, die die vorgenannten Angaben nicht 
deutlich sichtbar auf jeder mit einer Unterschrift 
versehenen Stelle enthalten, können unberücksich-
tigt bleiben. 

Die datenschutzrechtliche Wahrung der Privat-
sphäre wird eingehalten.

Magdeburg, 06.10.2020

gez. Markus Bauer
Vorsitzender

Finanzamt Quedlinburg
 

Bekanntmachung über die Offenlegung 
der Schätzungsergebnisse  

(§ 13 BodSchätzG)

Die Schätzungsergebnisse (§ 11 BodSchätzG) in 
der Gemarkung
Westdorf, Fluren 1 – 5
werden in der Zeit vom 04.01.2021 bis 
03.02.2021 in den Diensträumen des Finanzam-
tes Quedlinburg, Klopstockweg 21 offengelegt.

Der Amtliche Landwirtschaftliche Sachverständi-
ge (ALS) ist an folgenden Tagen zur Erteilung von 
Auskünften im Finanzamt anwesend: 05.01., 
07.01., 12.01., 14.01., 19.01., 21.01., 26.01., 
28.01. und 02.02.2021, jeweils von 08:30 Uhr 
bis 16:00 Uhr. 

Eine Terminabsprache ist zwingend erforderlich 
unter der Tel.-Nr. 03946/529-2700 oder -2780.

Momentan sind Besuche ohne Terminabsprache 
nicht statthaft.

Offengelegt werden die Schätzungsergebnisse, 
die in den Schätzungsurkarten und den Feldschät-
zungsbüchern niedergelegt worden sind. Sie um-
fassen die Feststellungen zu den landwirtschaftli-
chen Nutzungsarten (§ 2 BodSchätzG), Wertzah-
len (§ 4 BodSchätzG) sowie die Beschreibungen 
und Abgrenzungen der geschätzten Flächen nach 
Klassenflächen, Klassenabschnitten und Sonder-
flächen (§ 5 BodSchätzG).

Die offengelegten Schätzungsergebnisse werden 
den Eigentümern und Nutzern der landwirtschaft-
lichen Flächen nicht besonders bekannt gegeben 
(§ 13 BodSchätzG).

Gegen die Schätzungsergebnisse steht den Eigen-
tümern der betroffenen Flächen als Rechtsbehelf 
der Einspruch (§ 12 BodSchätzG) gemäß den 
Vorschriften der Abgabenordnung zu. Der Ein-
spruch kann bis zum Ablauf des 03.03.2021 
beim Finanzamt schriftlich eingereicht oder zur 
Niederschrift erklärt werden.

Mit dem Ablauf der Frist für die Einlegung des 
Rechtsbehelfs werden die offengelegten Schät-
zungsergebnisse unanfechtbar, soweit nicht Ein-
spruch eingelegt wurde.

25.11.2020

Datum, Vorsteher des Finanzamtes

Haushalt 2021:  
Stadtrat beschließt ausgeglichenen Haushalt  
Der Aschersleber Stadtrat hat mit klarer Mehrheit 
den Haushalt für das kommende Jahr beschlos-
sen.
Geplant sind Aufwendungen und Erträge in Höhe 
von ca. 56,1 Mio. Euro bzw. 57,06 Mio. Euro. 
Weiterhin sind ca. 5,4 Mio. Euro für Investitionen 
vorgesehen.

Die Stadt Aschersleben rechnet im Jahr 2021 un-
ter anderem mit Steuereinnahmen in Höhe von 
rund 21,9 Mio. Euro (Planansatz 2020: 22,03 
Mio. Euro) sowie mit Zuweisungen und Zuschüs-
sen in Höhe von 21,7 Mio. Euro (Planansatz 
2020: 20,76 Mio. Euro). Dagegen stehen u.a. 
Aufwendungen für Personal (ca. 10,24 Mio. Euro; 
Planansatz 2020: 10,17 Mio. Euro), die Kreisum-
lage mit 12,52 Mio. Euro (Planansatz 2020: 
12,09 Mio. Euro plus die im Oktober-Stadtrat 
2020 beschlossene überplanmäßige Ausgabe 
von 535.000 Euro), Sach- und Dienstleistungen 
mit ca. 6,99 Mio. Euro (Planansatz 2020: 8,57 
Mio. Euro) sowie für Abschreibungen mit ca. 6,07 
Mio. Euro (Planansatz 2020: 5,98 Mio. Euro). 

Nachfolgend ein Auszug der wesentlichen Inves-
titionen, die im Jahr 2021 fortgeführt bzw. begon-
nen werden: 

–	� Neubau Mensa Grundschule Staßfurter Höhe
–	� Ausbau Angerstraße/Bahnhofstraße OT 

Mehringen
–	� Beginn 2. Bauabschnitt Gymnasium Stephane-

um – Fassaden- und Kellersanierung 
–	 Umbau Obdachlosenheim 
–	� Kinderhaus Maria Montessori – Sanierung 

Dach und Fassade  
–	� Dorfgemeinschaftshaus Schackstedt – Sanie-

rungsmaßnahmen 
–	 Mühlengrabenbrücke in Drohndorf 
–	 Wipperbrücke in Drohndorf 
–	 Freckleben Ausbau Straße der Freundschaft 
–	� Freckleben Ausbau Wickenbreite/Am Schloß-

berg 
–	� Mühlengrabenbrücke Klein Schierstedt – 

Hochwasserschutzmaßnahme 
–	 Löschwasserbehälter Wilsleben 
–	� Straßenbeleuchtung E.-Toller-Str., H.-Zille-Str., 

C.-Zetkin-Str. und K.-Kollwitz-Str., OT  
Schackstedt („Trift/A.D.Grube“), OT Winnin-
gen („Grund“)

Die Stadt Aschersleben beabsichtigt, auch im 
Haushalt 2021 keine neuen Kredite zur Finanzie-
rung ihrer Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen aufzunehmen.

Sanierung des Gondelteiches hat begonnen
Der Gondelteich liegt im malerischen Einetal un-
ter der alten Burg direkt am Freibad. Er wird durch 
die Eine gespeist und ein Überlauf in die Eine si-
chert den gleichbleibenden Wasserstand. Nach-
dem die Nutzung des Teiches als Gondelteich in 
den 1990er Jahren aufgegeben wurde, ist der 
Teich nun ein beliebtes Ziel von Spaziergängern 
und Wanderern.

In den vergangenen Tagen haben die Mitglieder 
des Ascherslebener Anglervereins mit dem Abfi-
schen des Gondelteiches den Beginn der geplan-
ten Sanierungsarbeiten eingeläutet. Die mit der 
Entschlammung des Teiches beauftragte Firma RK 
Landschaftsbau Dittersdorf GmbH wird nun den 
Teich bis Anfang November abtrocknen lassen 
und dann mit der Entschlammung beginnen. Die 
ausgehobenen Sedimente werden entsprechend 
fachgerecht entsorgt. Zudem sind kleinere Repa-
raturarbeiten am Auslauf notwendig. Das Ende 
der Sanierungsarbeiten ist für Februar 2021 vor-
gesehen.

Wann der Gondelteich wieder mit Fischen be-
setzt werden kann, ist noch nicht abzuschätzen. 
Das hängt vom Wasserstand der Eine ab. Nach 
Abschluss der Sanierungsarbeiten wird der aktu-
ell gesperrte Zulauf wieder geöffnet und dement-
sprechend kann dann der Wasserzulauf über die 
Eine in den Teich erfolgen. 

Hintergrund: 
Auf Grund des dichten Baumbestandes rings um 
den Gondelteich besteht ein erheblicher Laubein-
trag. Mit dem Wasser der Eine wird je nach Was-
serstand auch Sediment in den Teich eingetra-
gen. Durch diesen Eintrag sammeln sich in dem 

künstlich angelegten Teich große Mengen Laub, 
das sich über die Jahre in Schlamm zersetzt. Die 
letzte Teilberäumung des Ablaufes, an der ehe-
maligen Bootsanlegestelle, fand 2013 durch den 
Anglerverein Aschersleben statt. Schon zu die-
sem Zeitpunkt konnte festgestellt werden, dass 
sich große Mengen an Schlamm, auch im Rest 
des Gewässers, angesammelt hatten. Die letzte 
Grundräumung hatte in den 1990er Jahren statt-
gefunden.

Zur Verbesserung der Lebensräume für geschütz-
te Amphibien, Insekten und Vögel, welche im und 
am Gondelteich heimisch sind, hatte die Stadt 
Aschersleben bereits mehrfach Fördermittel für 
eine Sanierung beantragt. Nach intensiven Bemü-
hungen wurden der Stadt für dieses Jahr Förder-
mittel vom Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft 
und Energie in Höhe von rund 200.000 Euro 
bewilligt. Der Eigenmittelanteil der Stadt Aschers-
leben liegt bei rund 20.000 Euro.

Die Sanierung des Gondelteiches soll bis Februar 
2021 abgeschlossen sein. 
� Foto: Rüdiger Behrendt
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Veranstaltungstipps 
■	 Bestehornhaus
01. Januar, 11:00 – 13:00 Uhr Neujahrskonzert 
„Gern hab‘ ich die Frau’n geküsst!“
21. Februar, 15:00 – 17:00 Uhr Kaffee IM CAFÉ
26. Februar, 19:30 – 21:30 Uhr Kurt-Weill-
Abend „Von Brecht bis Broadway“
27. Februar, 20:00 – 23:00 Uhr Release-Konzert 
mit Hanna Rautzenberg
05. März, 19:00 – 20:30 Uhr Dia-Show 
„Kanada/Alaska“
13. März, 19:30 – 22:00 Uhr Lesung mit RTL-
Wetterfee Maxi Biewer „Ich mach aus Regen 
Sonnenschein“ 
20. März, ab 19:00 Uhr Weinfest 

■	 Museum
bis 10. Januar 2021 Ausstellung „WUNDERvolle 
Zeiten“

21. März 2021 – 11. Juli 2021 „HenneStars – 
Die Galerie der tollen Menschen“ – 
Bilderausstellung

■	 Tourist-Info
17. Januar, ab 09:30 Uhr 
Aschersleber Sonntagsfrühstück mit 
Themenführung „Aschersleber Architektour(en)“

■	 Kulturzentrum Alte Hobelei
13. März, Celebrate St. Patricks Day

■	 Grafikstiftung Neo Rauch
bis Mai 2021 Ausstellung 
NEO RAUCH DAS FORTWÄHRENDE 
Papierarbeiten von 1989 – 1995

■	 Grauer Hof
13. Februar, ab 18:00 Uhr „Romantische 
Nachtwächtertour“

(ohne Anspruch auf Vollständigkeit und Gewähr; ob die Veranstaltung stattfindet ist ggf. im Vorfeld 
beim Veranstalter zu erfragen)
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„daheimsein“ aber anders 
Die Rückkehrermesse der Agentur für Arbeit 
Bernburg „daheimsein“ wird auch 2020 durchge-
führt, allerdings aufgrund der Corona-Pandemie 
virtuell. Unter http://www.daheimsein.com finden 
Sie am 28.12.20 von 09:00 bis 13:00 Uhr und 
dann bis zum 10. Januar 2021 Arbeitgeber aus 
dem Landkreis und können Kontakt via Telefon, 
E-Mail oder Chat aufnehmen.

Die Stellenangebote der diesjährigen Rück-
kehrertage werden voraussichtlich ab Mitte 
Dezember auf der daheimsein-Webseite einge-
stellt. So können Job- und Mitarbeitersuchende 
– wenn auch nicht persönlich, zumindestens  
virtuell – trotz Pandemie zusammengebracht 
werden.

Corona-Hilfen für Sport- und Kulturvereine: 
Anträge stellen 
Die Stadt Aschersleben erhält für das Jahr 2020 
Gewerbesteuerausgleichzuweisungen in Höhe von 
1,367 Mio. Euro. Oberbürgermeister Andreas Mi-
chelmann sowie die Stadtratsmitglieder einigten 
sich im jüngsten Stadtrat auf die Verteilung der Gel-
der. Neben der Haushaltskonsolidierung sollen 
insbesondere Sport- und Kulturvereine von diesen 
Geldern profitieren, die aufgrund der Corona-Pan-
demie Nachteile erleiden. Die Verteilung der Gel-
der erfolgt angelehnt an die aktuelle Förderrichtli-
nie für die Vereinsförderung der Stadt Ascherleben.
1 Mio. Euro werden in die Haushaltskonsolidie-
rung der Stadt Aschersleben fließen. Die übrigen 
367.000 Euro werden wie folgt verteilt:
•	� 65.000 Euro: Beschaffung von Belüftungsan-

lagen für Schulen, Kindertagesstätten, Büro- 
und Verwaltungsräume, Sporthallen, Kultur- 
und Freizeiteinrichtungen, die sich im Eigen-
tum und Trägerschaft der Stadt Aschersleben 
befinden

•	� Je 70.000 Euro für das Bestehornhaus und 
das SFZ Ballhaus für anfallende Betriebskos-
ten und Investitionen

•	 2000 Euro: für die Speisekammer
•	� 60.000 Euro: zur Unterstützung von Sport-

vereinen, die Mitglied im Kreissportbund 
sind, als pauschale Zuweisung

•	� 100.000 Euro: zur Unterstützung von Kul-
turvereinen zur strukturellen Anpassung an 
die coronabedingten Folgen, davon 40.000 
Euro für grundlegende Reparaturarbeiten 
bzw. Sanierungsarbeiten am Vereinshaus des 
Siedlertreffs

Informationen zur Antragsstellung:
Sportvereine, die Mitglieder im Kreissportbund 
sind und ihren Sitz in der Einheitsgemeinde Stadt 
Aschersleben haben, können Anträge stellen. Die 
Antragsfrist endet hier am Dienstag, 
15. Dezember 2020, 24 Uhr. Anschließend 
erfolgt die Aufteilung der Gesamtsumme durch die 
entsprechenden Mitgliederzahlen der antragsstel-
lenden Vereine; maximal werden jedoch 20 Euro 
pro Mitglied pro Verein ausgezahlt. Die entspre-
chenden Bewilligungsbescheide werden anschlie-
ßend zeitnah versandt. Für Rückfragen zur Antrags-
stellung steht Amtsleiter Steffen Schütze unter 
03473 958 403 zur Verfügung.
Kulturvereine können ebenfalls Anträge stellen. 
Die Antragsfrist endet hier am Donners-
tag, 31. Dezember 2020. Allerdings erfolgt die 
Bezuschussung hier nicht pauschal, sondern für 
Maßnahmen zur strukturellen Anpassung an die 
coronabedingten Folgen, beispielsweise für Kosten 
für die Anschaffung von Hygieneschutzscheiben, 
Hygienemaßnahmen, Belüftungsanlagen etc. Die 
Bewilligungsbescheide werden im Januar zeitnah 
versandt. Für Rückfragen zur Antragsstellung steht 
Amtsleiter Rüdiger Schulz unter 03473 958 500 
zur Verfügung.
Die beiden Formulare Antrag Corona-Hilfe für 
Sportvereine sowie Antrag Corona-Hilfe 
für Kulturvereine stehen auf der Homepage 
der Stadt Aschersleben, www.aschersleben.de, 
unter der Rubrik Bürgerservice > Anträge/Formular 
zum Herunterladen bereit. Die PDF kann direkt on-
line ausgefüllt und nach dem Speichern per E-Mail 
an stadt@aschersleben.de geschickt werden.

City-Manager-Büro 
wechselt in die  
Breite Straße 32
Citymanager Frank Fischer ist als Bindeglied zwi-
schen Gewerbe, Einzelhandel, lokaler Wirt-
schaft sowie der Kaufmannsgilde und der Ver-
waltung der Stadt mittlerweile fester Bestandteil 
der Akteure des Einzelhandels in der ältesten 
Stadt Sachsen-Anhalts. Persönlich ist er als Mitar-
beiter der Wirtschaftsförderung im Rathaus er-
reichbar, bietet aber auch zweimal die Woche 
eine City-Manager-Sprechstunde in seinem City-
büro in der Innenstadt. Ab sofort ist dieses Büro 
in der Breiten Straße 32 eingerichtet. Die Bekle-
bung der Schaufenster folgt in den kommenden 
Tagen.

Ursprünglich war der Umzug des Citybüros in 
die neuen Räume für Ende des Jahres vorgese-
hen, da die bisherigen Räume in der Straße Hin-
ter dem Turm 7 eine neue gewerbliche Nutzung 
erhalten. Der Friseursalon Schnittpunkt wird von 
der Breiten Straße 37 in diese Immobilie umzie-
hen. Momentan beginnen dazu die Umbauar-
beiten in den Räumlichkeiten.

KONTAKT zu Citymanager:
Die City-Manager-Sprechstunden finden unver-
ändert dienstags von 15:00 bis 17:00 Uhr und 
donnerstags von 17:00 bis 19:00 Uhr im Citybü-
ro, Breite Straße 32, statt. Individuelle Terminab-
sprachen bitte unter Tel.-Nr.: 03473 958 982 
oder 0160 92662280 vereinbaren.


